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I. Teil: BILDUNGSPOLITIK 
 
1. Für mehr Bildungsgerechtigkeit 

Zahlreiche nationale und internationale Studien der letzten Jahre belegen, dass die Struktur unseres Bildungssystems Ungerech-
tigkeiten beinhaltet und manifestiert. Insbesondere Kinder mit Zuwanderungsgeschichte und Kinder aus bildungsfernen Schichten 
werden dadurch benachteiligt. Daran haben auch die aktuellen Maßnahmen der Landesregierung z.B. die „Qualitätsoffensive 
Hauptschule“ nichts verändert. 
Welche Veränderungen in der Struktur unseres Bildungssystems werden Sie vornehmen, um diese Ungerechtigkeiten 
und die damit verbundenen sozialen Ausgrenzungen zu überwinden? Wie wollen Sie angesichts der demografischen 
Entwicklung wohnortnahe und umfassende Bildungsangebote gewährleisten? 
 

CDU SPD GRÜNE FDP 
Bildungspolitik wird leider oft-
mals sinnwidrig auf Fragen der 
Schulstruktur reduziert. Wir 
brauchen vor allem eine Dis-
kussion darüber, wie gelernt, 
gelehrt und was im Unterricht 
eigentlich vermittelt werden soll. 
Denn das Austauschen von 
Türschildern nutzt weder den 
Schülerinnen und Schülern 
noch dient es der Qualität des 
Unterrichts. Deshalb setzt die 
CDU auf individuelle Förderung 
und Verbesserung des Unter-
richts sowie auf konsequentes 
Fördern und Fordern in allen 
Schulformen. Mit der Schaffung 
von 8.124 neuen Lehrerstellen 
sowie der Halbierung des Un-
terrichtsausfalls ist es gelun-

Mit dem gegenwärtigen Schul-
system sind soziale Gerechtig-
keit, Chancengleichheit und 
eine hohe Bildungsbeteiligung 
nicht zu erreichen. Zudem stellt 
uns die Wissensgesellschaft 
von heute vor Herausforderun-
gen, denen wir nicht mit den 
Antworten von gestern begeg-
nen können. Auch erfordert die 
demografische Entwicklung 
einen Umbau unseres Schul-
systems, weil anders ein wohn-
ortnahes Schulangebot nicht 
gesichert werden kann.  
Die SPD will die Gemein-
schaftsschule ermöglichen, die 
folgenden Prinzipien folgt: Die 
Gemeinschaftsschule nimmt die 
Kinder nach der Grundschule 

Das vielgliedrige Schulsystem 
ist längst an seine Grenzen ge-
stoßen. Es fördert weder die 
starken noch die schwachen 
Schülerinnen und Schüler so, 
wie es nötig und möglich wäre. 
Bessere Förderung und damit 
bessere Leistungen sind nicht 
durch das Sortieren neunjähri-
ger Kinder zu erreichen. Es 
kommt darauf an, die neue 
Lernkultur mit einer förderlichen 
neuen Schulstruktur zu verbin-
den. Jede Schule fördert jedes 
einmal aufgenommene Kind bis 
zu einem qualifizierten Schul-
abschluss. Nicht mehr das 
Aussortieren und Abschulen, 
sondern eine individuelle För-
derung muss die Schule prä-

SPD und Grüne hatten 2004 
den Abbau von 16.000 Lehrer-
stellen bis 2013 angekündigt. 
Unter Regierungsbeteiligung 
der FDP wurden in den vergan-
genen Jahren 8.124 zusätzliche 
Lehrerstellen geschaffen und 
9.200 sogenannte Demogra-
phiegewinne im System belas-
sen. Diese im Vergleich zu Rot-
Grün über 17.000 weiteren 
Stellen wurden überwiegend für 
die Stundenaufwüchse in der 
Sekundarstufe I, für den Aus-
bau des Ganztags, gegen den 
Unterrichtsausfall und für die 
Stärkung der individuellen För-
derung verwandt. Als Belastung 
kommen die von Rot-Grün ein-
geführten sog. Vorgriffstunden 
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gen, die größten Versäumnisse 
der Vorgängerregierung zu be-
seitigen. Mit den Verbundschu-
len aus Haupt- und Realschu-
len wurde im Schulgesetz eine 
zukunftsfähige Möglichkeit für 
wohnortnahe Schulangebote im 
ländlichen Raum gefunden. Der 
dabei eingeschlagene Weg (er-
forderlicher regionaler Kon-
sens) stellt sicher, dass eine 
Kommune und deren Schule(n) 
nicht unter den Folgen einer 
Schulplanung einer Nachbar-
kommune leiden. Mit zwischen-
zeitlich 18 errichteten und wei-
teren 6 bereits genehmigten 
Verbundschulen zum nächsten 
Schuljahr wird dieses Angebot 
vor Ort angenommen. 
 

auf und ist bis zur Klasse 10 für 
deren Bildungserfolg verant-
wortlich. Am Ende der Klasse 
10 können alle Schulabschlüs-
se der Sekundarstufe I erreicht 
werden. In den Klassen 5 und 6 
findet für alle Kinder ein ge-
meinsamer Unterricht statt. Ab 
Klasse 7 oder später wird nach 
gemeinsamer Entscheidung der 
Schule, des Schulträgers und 
der Eltern entweder ein voll-
ständig integrierter Unterricht 
weitergeführt oder eine Diffe-
renzierung, beispielsweise in 
Hauptschul-, Realschul- und 
Gymnasialklassen, vorgenom-
men. Die Gemeinschaftsschule 
hat eine gemeinsame Schullei-
tung und ein gemeinsames Kol-
legium. Bei der Gestaltung der 
Gemeinschaftsschule sind 
pragmatische, orts- und stadt-
teilgenaue Lösungen notwen-
dig. Die SPD will, dass die kon-
krete Ausgestaltung der inneren 
Organisation eine gemeinsame 
Entscheidung der Schulen, der 
Schulträger und der Eltern ist. 
In jeder Gemeinschaftsschule 
wird demnach ortsnah und fle-
xibel - ganz nach den Bedürf-

gen. Wir wollen Lernbarrieren 
abbauen und eine gemeinsame 
Schule für alle Kinder bis zum 
Ende der Pflichtschulzeit schaf-
fen. Eine Schule der Sekundar-
stufe II, die zur Fachhochschul- 
oder allgemeinen Hochschulrei-
fe führt bzw. ein berufsbilden-
des Profil anbietet, schließt sich 
an.  
Ein integratives Schulsystem 
wird zwar mit klaren landespoli-
tischen Zielen und Vorgaben 
entwickelt und gesteuert, aber 
es kann nur von unten wach-
sen, denn wir müssen alle Be-
teiligten einbinden. Deshalb 
gestalten wir Grünen einen 
Prozess, der bei den Kommu-
nen ansetzt. Wir werden die 
bestehenden zentral vorgege-
benen Schranken der Schul-
formen öffnen, damit sich das 
verkrustete Schulsystem in 
NRW mit dem demografischen 
Wandel, dem Schulwahlverhal-
ten der Eltern und der zuneh-
menden kommunalpolitischen 
Bedeutung von Schulen am Ort 
zu einem System mit längerem 
gemeinsamem Lernen verän-
dert. Wir werden die verbindli-

hinzu, die seit dem Schuljahr 
200812009 den Lehrerinnen 
und Lehrern selbstverständlich 
zurückgegeben werden. Insge-
samt handelt es sich um rund 
weitere 16.000 Lehrerjahres-
stellen. Dennoch konnten in 
den letzten Jahren bereits rund 
800 Klassen verkleinert wer-
den. Bis 2015 streben die Libe-
ralen eine deutliche weitere 
Reduzierung an. Langfristig soll 
keine Klasse mehr als 25 Schü-
ler haben. Das zentrale bil-
dungspolitische Ziel der FDP 
wird in der nächsten Legislatur-
periode die umfassende Ver-
kleinerung der Klassen darstel-
len, 
um die Pädagogen zu entlasten 
und die individuelle Förderung 
der Kinder und Jugendlichen zu 
stärken.  
Nach jahrelanger rot-grüner 
Bildungspolitik wurde am Ende 
der letzten Legislaturperiode 
offiziell festgestellt, dass in kei-
nem anderen Bundesland die 
Kopplung zwischen sozialer 
Herkunft und dem Kompetenz-
erwerb so groß war wie in 
Nordhrein-Westfalen. Die zu-
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nissen der Schüler, Eltern, Leh-
rer und der Schulträger - über 
die innere Ausgestaltung ent-
schieden. 
 

chen Grundschulgutachten und 
den Prognoseunterricht umge-
hend abschaffen. Unser Ziel ist 
ein Schulsystem, das nicht 
aussondert. Wir wollen Ge-
meinschaftsschulmodelle er-
möglichen. Wir wollen jedes 
Jahr mindestens zehn Prozent 
der Schulen dafür gewinnen, 
sich auf den Weg zur Schule 
der Zukunft zu machen. Den 
Prozess hin zu einem integrati-
ven Schulsystem wollen wir 
aktiv unterstützen, Klassengrö-
ßen begrenzen und in Fortbil-
dung investieren.  
 

sätzlichen finanziellen Mittel 
und die damit verbundenen 
Tausende zusätzlicher Stellen 
für die frühkindliche Sprachför-
derung, den Ausbau des 
Sprachunterrichts, für die indi-
viduelle Förderung, die Verbes-
serung der Durchlässigkeit des 
Schulsystems, Programme ge-
gen die Schulmüdigkeit, Integ-
rationsstellen sowie Sozialin-
dexstellen für Schulen in sozial 
schwierigem Umfeld bilden 
wichtige Bausteine, die für die 
Verbesserung der Chancenge-
rechtigkeit von Kindern aus bil-
dungsfernen Schichten beige-
tragen haben. Auch wenn das 
Ziel, die individuelle Förderung 
flächendeckend an allen Schu-
len fest zu verankern, Zeit be-
nötigt, sind dennoch schon er-
freuliche Erfolge erzielt worden. 
So ist die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler, die eine Klasse 
wiederholen müssen, seit dem 
Jahr 2005 von 3,4 Prozent auf 
2,4 Prozent im Schuljahr 
200912010 gesunken. Auch die 
Durchlässigkeit zwischen den 
Schulformen konnte in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich 
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verbessert werden. Die Quote 
der Schulabsteiger im Verhält-
nis zu den Schulaufsteigern 
liegt zum Schuljahr 200912010 
bei 7 zu 1, unter Rot-Grün lag 
sie in den Jahren 2000 bis 2005 
im Mittel dagegen noch bei 15 
zu 1. Dies ist eine Verbesse-
rung um mehr als 55 Prozent. 
Selbstverständlich führt der 
demographische Wandel zu 
Veränderungs- und Anpas-
sungsbedarf, aber er bietet 
auch Chancen. Wir wollen die-
sen demographischen Wandel 
positiv gestalten. Zurückgehen-
de Schülerzahlen eröffnen wei-
tere Möglichkeiten zur Senkung 
der Klassengrößen, sie entlas-
ten die Pädagogen, sie ermög-
lichen neue Spielräume zur 
qualitativen Unterrichtsgestal-
tung. Und der demographische 
Wandel kann auch für die schu-
lischen  Angebote in den unter-
schiedlichen Kommunen fort-
schrittlich ausgestaltet werden. 
Wir wollen in differenzierten 
Bildungsgängen ein umfassen-
des leistungsstandsgerechtes 
Schulangebot zur Verfügung 
stellen, das durch zusätzliche 
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personelle und sächliche Un-
terstützung qualitativ und nicht 
nur quantitativ ausgestaltet ist. 
Die FDP will deshalb das diffe-
renzierte, begabungsgerechte 
Bildungssvstem weiterentwi-
ckeln. Wir stehen für eine er-
weiterte Entscheidungsfreiheit 
vor Ort und für neue Möglich-
keiten, eine für die örtlichen 
Gegebenheiten und Wünsche 
passgenaue Schullandschaft zu 
entwickeln. Die FDP will neue 
Modelle der organisatorischen 
und pädagogischen Zusam-
menführung von Haupt-, Real- 
und Gesamtschulen im Sinne 
einer differenzierten Regional-
schule in differenzierten Bil-
dungsgängen zulassen. Wenn 
die Gremien der beteiligten 
Schulen und ihre Träger ent-
sprechende Beschlüsse fassen. 
Dies bedeutet zugleich, dass 
wir heute erfolgreich arbeitende 
und demo-graphiefeste Schul-
landschaften nicht in Frage stei-
len. 
Eine den individuellen Bedürf-
nissen der Schülerinnen und 
Schüler nicht entsprechende  
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Zusammenfassung aller in  
einer Einheitsschule lehnen wir 
ab. Es gibt keinerlei wissen-
schaftliche Beweise, die bele-
gen, dass das sogenannte län-
gere gemeinsame Lernen allen 
Schülern nützt. Dass es - ent-
gegen vielfach fälschlicher Be-
hauptungen - derartige wissen-
schaftliche Beweise nicht gibt, 
wurde unlängst von herausra-
genden Bildungsforschern wie 
z. B. Prof. Baumert oder auch 
Prof. Bos öffentlich dargestellt. 

 
 
 
2. Umsetzung von Artikel 24 der UN-Konvention (Inklusion) 

Mit der Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen sowie dem dazu gehörigen Fakultativprotokoll haben sich die Bundesrepublik Deutschland und die einzelnen Bundesländer 
verpflichtet, umfassende Maßnahmen auf den Weg in eine inklusive Gesellschaft und im speziellen in ein „inklusives Bildungssys-
tem auf allen Ebenen“ zu unternehmen. Vor diesem Hintergrund wird die Schaffung eines inklusiven Bildungssystems, in dem alle 
Kinder und Jugendliche gemeinsam lernen können, die zentrale Aufgabe der Schul- und Bildungspolitik der nächsten Jahre sein. 
Wie sieht das Konzept Ihrer Partei für die Umsetzung einer inklusiven Schulbildung aus und welche finanziellen sowie 
personellen Ressourcen werden Sie dafür bereitstellen? Welchen Stellenwert messen Sie in diesem Prozess den Kompe-
tenzzentren für sonderpädagogische Förderung bei und wie werden Sie die Einhaltung sonderpädagogischer Standards 
gewährleisten? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Die UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Be-
hinderung gilt für Deutschland 

Vorweg: Die Lehrerinnen und 
Lehrer sowie das weitere Fach-
personal in der Sonderpädago-

In NRW werden bislang etwa 
85% der Kinder mit Förderbe-
darf aussortiert und auf Sonder-

Die FDP will die UN-Konvention 
mit dem Ziel der bestmöglichen 
Förderung aller Kinder umset-
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wie auch Nordrhein-Westfalen. 
Somit geht es nicht mehr um 
das "ob", sondern nur noch um 
das "wie" der Umsetzung durch 
das Land und die Schulträger. 
Das Schulministerium hat mit 
der Einrichtung eines Arbeits-
kreises den richtigen Weg ein-
geschlagen, mit allen Beteilig-
ten zu einer einvernehmlichen 
Lösung zu kommen, die nie-
manden überfordert. Dabei wer-
den auch die Beratungen in der 
Kultusministerkonferenz 
einfließen. Ziel ist ein grund-
sätzliches Elternrecht auf Wahl 
des sonderpädagogischen För-
derorts, d. h. Förderschule oder 
allgemeine Schule in zumutba-
rer Entfernung. 
 

gik leisten gute Arbeit. Doch in 
einem von vornherein auf Se-
paration ausgelegten Schulsys-
tem haben sie nur wenig Mög-
lichkeiten, um gegen die soziale 
Ausgrenzung ihrer Schülerin-
nen und Schüler vorzugehen.  
Die SPD setzt auf Inklusion im 
Sinne der UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen. Ein solches 
inklusives Bildungssystem un-
terscheidet sich von einem in-
tegrativen System. Die integra-
tive Pädagogik strebt die Ein-
gliederung der aussortierten 
Schülerinnen und Schüler an. 
Eine inklusive Pädagogik hin-
gegen sortiert erst gar nicht 
aus. Inklusion bedeutet, dass 
Strukturen und Didaktik von 
vornherein auf die Unterschied-
lichkeit der Schülerinnen und 
Schüler und auf individuelles 
Fördern und Fordern ausgerich-
tet sind. Notwendig ist eine 
Neuorientierung in der sonder-
pädagogischen Förderung, die 
die gegenwärtige integrative 
Phase als Übergangsphase zu 
einem vollständig inklusiven 
Bildungssystem des gemein-

/Förderschulen unterrichtet. 
Dies geschieht in vielen Fällen  
gegen den Wunsch der Eltern 
und widerspricht der UN-
Konvention. Wir wollen das 
Schulgesetz ändern und eine 
Zwangszuweisung zu Förder-
schulen abschaffen.  
Wir wollen einen verbindlichen 
Inklusionsplan, der den Umbau 
hin zum inklusiven Schulsystem 
ermöglicht. Hierzu gehört, dass 
jährlich mind. 10% Sonderpä-
dagogInnen von den Förder-
schulen zu den Regelschulen 
wechseln. Für den gesamten 
Umstellungsprozess werden 
weitere Ressourcen zur Verfü-
gung gestellt, um den Mehr-
aufwand beim Übergang 
bewältigen zu können. 
Inklusion gibt es nicht zum Null-
tarif. Die Schulen müssen gut 
und verlässlich ausgestattet 
sein. Lerngruppen in der Re-
gelschule, in der Kinder inklusiv 
lernen, dürfen max. 20 Schüle-
rInnen haben.  
Die Kompetenzzentren sollen 
zu Schulen ohne Schüler wer-
den, d.h. die dortigen Sonder-
pädagogInnen werden fest an 

zen. Für die Liberalen ist die 
allgemeine Schule der vorran-
gige Lernort auch für Kinder mit 
Behinderungen. Eine von der 
Opposition geforderte Abschaf-
fung der Förderschulen und die 
Einführung einer Schule für Alle 
lehnen wir jedoch ab. Viele El-
tern wünschen sich für ihre 
Kinder den Besuch einer För-
derschule, andere den Besuch 
des Gemeinsamen Unterrichts. 
Wir wollen die Pluralität der 
Förder orte erhalten, um den 
Bedürfnissen des individuellen 
Kindes entsprechen zu können. 
Die FDP möchte hierfür ein 
grundsätzliches Elternwahlrecht 
einführen. Jedoch können Situ-
ationen eintreten, in denen der 
Besuch des Gemeinsamen Un-
terrichts dem Wohle des Kindes 
nicht entspricht. Förderschulen 
und Gemeinsamer Unterricht 
sollen nebeneinander bestehen 
und den Eltern eine Wahl des 
Förderorts ermöglichen, die 
daher nur zum Wohle des Kin-
des beschränkt werden kann. In 
den Jahren der Regierungsver-
antwortung der FDP sind die 
Plätze der Kinder mit sonder-
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samen Lernens betrachtet. 
Die SPD setzt sich für die 
folgenden Umsetzungsschritte 
ein: 
Unter intensiver Einbeziehung 
aller Beteiligten (Kommunale 
Spitzenverbände, Ersatzschul-
träger, Landschaftsverbände, 
Sozialversicherungs- und Sozi-
alhilfeträger, Kirchen, Eltern, 
Lehrerverbände, weitere ge-
sellschaftliche Kräfte) und mit 
wissenschaftlicher Begleitung 
muss eine Weiterentwicklung 
der sonderpädagogischen För-
derung zur Umsetzung der UN-
Konvention im schulischen Be-
reich erfolgen;  
Es muss ein Transformations-
konzept zur Weiterentwicklung 
der sonderpädagogischen För-
derung in NRW erarbeitet wer-
den. Ziel ist es, den sonderpä-
dagogischen Förderbedarf in 
den Regelschulen unter Einhal-
tung sonderpädagogischer 
Standards zu gewährleisten; 
Notwendig ist die Schaffung der 
personellen und finanziellen 
Rahmenbedingungen für einen 
massiven Ausbau des  
Gemeinsamen Unterrichts an 

allgemeinbildenden Schulen 
eingesetzt (nicht als Reiseson-
derpädagogInnen!) und unter-
stützen mit ihrer Kompetenz 
das dortige Team. Sozialpäda-
gogInnen und Integrationshelfe-
rInnen gehören ebenso dazu. 
Kompetenzzentren werden so 
zu Lehrerkompetenzzentren, 
die für Fortbildung, fachlichen 
Austausch und Beratung zu-
ständig sind. 
In der Aus- und Weiterbildung 
sollen Lehrkräfte besser auf die 
Anforderungen eines inklusiven 
Schulsystems vorbereitet und 
ausgebildet werden. Hierzu ge-
hört das Erkennen sonderpä-
dagogischer Bedarfe und das 
Arbeiten mit Heterogenität (He-
terogenität -die Verschiedenheit 
er SchülerInnen ist ein Chance 
für das Lernen und keine Be-
hinderung!) Individualisiertes 
Lernen wird zum Grundprinzip 
für alle Kinder und Jugendli-
chen. Der Inklusionsauftrag 
geht an alle Schulen und Schul-
formen. 
Wir wollen, dass Schulent-
wicklungs-, Jugendhilfe- und 
Sozialplanung zusammenge-

pädagogischem Förderbedarf 
im Gemeinsamen Unterricht 
kontinuierlich gesteigert wor-
den. Der Anteil ist bereits von 
8,8 Prozent im Schuljahr 
2000/2001 auf 16,1 Prozent im 
laufenden Schuljahr ausgewei-
tet worden. Hierfür wurde der 
Anteil der Lehrerstellen kontinu-
ierlich um mehrere hundert 
Stellen erhöht. Auf diesem Weg 
möchten die Liberalen voran-
schreiten. Die FDP will Schu-
len, die diesen Weg beschrei-
ten, mit zusätzlichen Mitteln 
unterstützen. Auch sollten die 
Schulträger die 84 Prozent der 
Mittel aus dem Konjunkturpaket 
11, die bundesweit einmalig 
durch das Land an die Kommu-
nen weitergeleitet wurden, für 
die Stärkung der Barrierefreiheit 
nutzen. 
Zum Jahr 2010/2011 soll die 
Anzahl der Kompetenzzentren 
für sonderpädagogische Förde-
rung auf dann 50 Pilotregionen 
ansteigen. Die Kompetenzzent-
ren sollen die unterschiedlichen 
Organisationsformen der son-
derpädagogischen Förderung in 
einem System zusammenfüh-
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allen Schulformen. Dies muss 
durch eine entsprechende Fort-
bildungsinitiative begleitet wer-
den. Schulen und Schulträger 
müssen aktiv bei der Einrich-
tung des Gemeinsamen Unter-
richts und von integrativen 
Lerngruppen beraten und un-
terstützt werden. 
Die Kompetenzzentren werden 
in die Entwicklung hin zu einem 
inklusiven System einbezogen. 
Sie sollen zu Orten der Lehrer-
fortbildung und Beratung wer-
den.  
Es bedarf einer Initiative zur 
Förderung der Akzeptanz des 
Gemeinsamen Unterrichts an 
allen Schulformen und in der 
Öffentlichkeit. 

führt werden. Denn Integrati-
onshelferInnen müssen unbü-
rokratisch in der inklusiven 
Schule unterstützend tätig sein 
können. Das Ganztagsangebot 
muss auch für Kinder mit Be-
hinderungen zur Verfügung ste-
hen. Zurzeit sieht die Offene 
Ganztagsgrundschule das z.B. 
nicht systematisch vor. 
 

ren. Durch eine bessere Ver-
netzung zwischen den Förder-
schulen und dem Gemeinsa-
men Unterricht soll mehr wohn-
ortnahe, integrative Beschulung 
ermöglicht werden. So werden 
der Unterricht, die Diagnostik, 
die Beratung und die Präventi-
on an den pluralen Förderorten 
gestärkt. Die Kompetenzzent-
ren sollen so zu einem Motor 
der Umsetzung der UN-
Konvention werden. 
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3. Gleichwertigkeit der Lehrämter 
Mit dem Gesetz zur Reform der Lehrerausbildung (Mai 2009) wurde die Gleichwertigkeit der Lehrämter fest geschrieben. Damit ist 
NRW dem Beispiel erfolgreicher europäischer Länder gefolgt und qualifiziert die Lehrkräfte für alle Altersstufen und Schulformen 
durch ein gleich langes und gleichwertiges Studium.  
Werden Sie sicherstellen, dass diese im Gesetz festgeschriebene gleichlange und gleichwertige Lehrerausbildung strin-
gent umgesetzt wird? 
 

CDU SPD GRÜNE FDP 
Mit der auch bundesweit beach-
teten und anerkannten grundle-
genden Reform der Lehreraus-
bildung führt die Landesregie-
rung die gleiche Ausbildungs-
zeit für alle Lehrämter ein. Da-
mit betonen wir die Gleichwer-
tigkeit aller Lehrämter. Wir sind 
der Ansicht, dass eine Grund-
schullehrerin für ihre Tätigkeit 
genauso gut ausgebildet wer-
den muss wie z. B. ein Gymna-
siallehrer. 
 

Ja. Der Schritt zur Festschreibung 
der Gleichwertigkeit der Lehr-
ämter war richtig und überfällig. 
Damit wird z.B. eine überkom-
mene und überholte mangelnde 
Wertschätzung der Primarlehr-
kräfte überwunden. Wir werden 
an diesem Weg konsequent 
festhalten. 
 

Mit dem neuen Lehrerausbil-
dungsgesetz ist in Nordrhein-
Westfalen die Ausbildung aller 
Lehrämter gleichwertig gestaltet 
worden. Dies ist ein wichtiger 
und zentraler Schritt, um auch 
der Primarbildung den Stellen-
wert zuzuerkennen, der ihr für 
die umfassende Bildung der 
Kinder zukommt. Für das Jahr 
2012 ist eine umfassende 
Dienstrechtsreform angekün-
digt. Die FDP will die Moderni-
sierung und die Stärkung des 
öffentlichen Dienstes vorantrei-
ben und den Leistungsgedan-
ken stärken. Daher sollen bei 
einer Dienstrechtsreform be-
sonders auch Elemente des 
Leistungsanreizes eine zentrale 
Rolle spielen. Gerade auch aus 
Gründen der Gerechtigkeit 
müssen diese Elemente einen 
wichtigen Baustein einer 
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Dienstrechtsreform bilden, aber 
auch die unterschiedlichen Auf-
gabenwahrnehmungen berück-
sichtigen. Darüber hinaus 
möchten die Liberalen im Zuge 
einer solchen Dienstrechtsre-
form Fortbildungspunkte einzu-
führen, die z.B. bei Beförderun-
gen und bei leistungsbezoge-
nen Zulagen herangezogen 
werden. 

 
 
 
4. Stärkung des Elementarbereichs 

Der Elementarbereich bildet das Fundament für ein erfolgreiches Lernen. Dieser Erkenntnis hat man in NRW mit der stärkeren Be-
rücksichtigung des Bildungsbegriffs im KiBiz Rechnung getragen. 
Wie will Ihre Partei verbindliche Qualitätsstandards für alle Kindertageseinrichtungen, ein hohes Maß an Qualifizierung 
der pädagogischen Fachkräfte und den dringend notwendigen Ausbau einer qualifizierten U-3-Betreuung sicher stellen? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Die Landesregierung hat das 
Angebot an Betreuungsplätzen 
für unter dreijährige Kinder 
kontinuierlich ausgebaut: Im 
Jahr 2005 gab es lediglich 
11.800 Plätze. Mit einer Ver-
zehnfachung des Angebotes 
werden ab dem 1. August 
2010 landesweit 112.500 Plät-
ze zur Verfügung stehen. Be-
reits im laufenden Kindergar-

Alle wesentlichen Studien wei-
sen unmissverständlich nach, 
wie hoch der Stellenwert früh-
kindlicher Bildung für die spä-
tere Entwicklung der Men-
schen ist. Das lässt sich an-
hand vieler Faktoren wie 
Schulleistungen, soziale Integ-
ration, Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt oder Einkommens-
höhe nachweisen. Daher wol-

Die Grünen vertreten die Auffas-
sung, dass Bildung, Erziehung 
und Betreuung von Kindern eine 
der wichtigsten Aufgaben für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes 
sind. Vor allem ist es aber das 
Recht eines jeden Kindes, die 
bestmögliche Förderung in öffent-
licher Kindertagesbetreuung zu 
erhalten. Das Kibiz in NRW stellt 
ist dieser Beziehung jedoch einen 

Mit dem Kinderbildungsgesetz 
hat die von der FDP mitgetra-
gene Regierungskoalition jahr-
zehntelange Versäumnisse 
korrigiert, den pädagogischen 
Bildungsauftrag der Einrich-
tungen präzisiert und die Fi-
nanzierung der Elementarbil-
dung massiv verbessert: Von 
Seiten des Landes wird mehr 
Geld als je zuvor für die Kin-
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tenjahr 2009/2010 konnten alle 
von den Kommunen gemelde-
ten Bedarfe zur Betreuung Un-
terdreijähriger erfüllt werden. 
Dank der gesetzlichen Veran-
kerung der verbindlichen 
Sprachstandfeststellung zwei 
Jahre vor der Einschulung und 
der daran anschließenden be-
darfsgerechten Sprachförde-
rung werden nunmehr fast ein 
Viertel aller Kinder frühzeitig 
vor dem Wechsel in die 
Grundschule in der deutschen 
Sprache gefördert. Eine weite-
re Verbesserung der Qualität 
in der frühen Bildung,  die auf 
eine intensivere, individuelle 
Förderung von Kindern ab-
stellt, bleibt unser Ziel. 
 

len wir diesen Bildungsbereich 
auch massiv stärken und aus-
bauen - und zwar für alle Kin-
der in Nordrhein-Westfalen. 
Unter Ausbau verstehen wir im 
Wesentlichen zwei Dinge: Ers-
tens müssen für alle Kinder 
ausreichende Betreuungsplät-
ze zur Verfügung stehen. Da 
gibt es gerade für Unterdreijäh-
rige und im Ganztagsbereich 
noch viel zu tun. Auch der 
Ausbau in der Fläche unseres 
Landes lässt noch viele El-
ternwünsche offen. Wir wollen 
aber nicht nur über Plätze re-
den, sondern fordern zweitens, 
dass jeder Betreuungsplatz ein 
guter Ort für frühe Bildung sein 
muss. Auch hierzu liegen wis-
senschaftliche Nachweise vor: 
Eine hohe Qualität in der frü-
hen Bildung nützt allen Kin-
dern, vor allem denjenigen, die 
unter schwierigen sozialen Be-
dingungen ins Leben starten. 
Das sogenannte Kinderbil-
dungsgesetz hat in vielerlei 
Hinsichten die Bedingungen 
für eine gelingende Elemen-
tarbildung verschlechtert. Auf 
die enge Kopplung zwischen 

erheblichen Rückschritt gegen-
über dem Vorgängergesetz dar.  
Der politisch formulierte - und in 
der Überschrift "Bildungsgesetz" 
dokumentierte - Anspruch und die 
Wirklichkeit gehen weit auseinan-
der. 
Erste wissenschaftliche Studien, 
Elternbefragungen und diverse 
Dokumente der Kindergartenträ-
ger belegen, dass das Kinderbil-
dungsgesetz zu einem Standard-
abbau geführt hat. Standardab-
bau bedeutet schlechtere Rah-
menbedingungen für den Bil-
dungserwerb von Kindern. Be-
sonders gravierend sind hierbei 
die Kürzung der Verfügungszeiten 
von 25% auf 10% der Arbeitszeit 
und der ersatzlose Wegfall der 
Ergänzungskraftstunden in der 
Kleinkindbetreuung. Im Gegen-
satz zum Vorgängergesetz gibt es 
auch keine automatische Beteili-
gung des Landes an den Weiter-
bildungskosten der Träger. 
Die Landtagsfraktion der Grünen 
hat in parlamentarischen Initiati-
ven und die Grüne Partei über ihr 
Programm die Alternativen zu Ki-
biz deutlich gemacht. 
 

derbetreuung und frühkindliche 
Bildung ausgegeben. 2009 sah 
der Haushalt allein 1 , I Milliar-
den Euro für die Finanzierung 
der Kindertageseinrichtungen 
vor. Dies haben wir mit unse-
rem Haushaltsplan für 2010 
mit insgesamt über 1,26 Milli-
arden Euro noch einmal deut-
lich gesteigert. Damit stellt die 
von der FDP mitgetragene 
Landesregierung für den Be-
reich der frühkindliche Bildung 
40% mehr Mittel zur Verfügung 
als noch Rot-Grün im Jahr 
2005. Wir wollen gleiche 
Chancen für alle Kinder. Wir 
streben an, dass tatsächlich 
alle Kinder bereits vor Schul-
beginn eine ihren individuellen 
Fähigkeiten und Begabungen 
angemessene Förderung er-
halten und mögliche Defizite 
frühzeitig behoben werden. 
Um den Kindern einen best-
möglichen Start in die Schule 
zu ermöglichen, haben wir eine 
systematische Sprachstands-
feststellung und Sprachförde-
rung im vierten Lebensjahr 
eingeführt. Hierfür stellen wir 
mit 29,9 Millionen Euro vier 
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Haushaltslage des Landesge-
setzgebers und Ausbauzielen 
hat die SPD schon bei Verab-
schiedung des Gesetzes hin-
gewiesen. Das Ergebnis die-
ses Spargesetzes sehen wir 
nun: NRW hat die schlechteste 
U3-Ausbauquote aller Bundes-
länder und Kommunen verkla-
gen die Landesregierung, weil 
sie beim 2013 kommenden 
Rechtsanspruch allein gelas-
sen werden. Quantitativ hinken 
wir hinterher. Dazu kommt, 
dass auch die Qualität unter 
dem neuen Gesetz gelitten 
hätte. Elternbefragungen ha-
ben beispielsweise ergeben, 
dass sich die Sprachförderung 
der Kinder - trotz der soge-
nannten zusätzlichen Sprach-
förderung -  keineswegs ver-
bessert, sondern sich vielfach 
sogar verschlechtert hat. Wir 
sehen außerdem, wie Erziehe-
rinnen und Erzieher die Folgen 
der Gleichzeitigkeit von Sys-
temwechsel bei der Finanzie-
rung und Ausbau der U3-
Betreuung tragen mussten. 
Viele waren in keiner Weise 
darauf vorbereitet, mit so vie-

U 3 Betreuung: 
1. Die landesgesetzlichen 

Deckelungen für die Schaf-
fung von U 3-Plätzen müs-
sen aufgehoben werden. 
Wenn Kommunen über 
Bundesrecht (Kinderför-
dergesetz vom Dezember 
2008) verpflichtet werden, 
weit mehr U 3 Plätze zu 
schaffen, darf das nicht 
durch das Land NRW be-
hindert werden.  

2. Die den Kommunen ver-
sprochenen Bundesmittel 
(hier: Betriebskostenzu-
schüsse) dürfen nicht vom 
Land "abgegriffen" werden, 
sondern müssen tatsäch-
lich zusätzlich bei den 
Kommunen ankommen. 

3. Mit der Bundesregierung 
sind sofort Verhandlungen 
über die Erhöhung der In-
vestitionskostenzuschüsse 
des Bundes aufzunehmen. 
Diese Bundesmittel sollten 
bis 2013 reichen, werden 
aber schon jetzt (März 
2010) vollständig von den 
Kommunen in Anspruch 

Mal so viel Geld für die früh-
kindliche Sprachförderung zur 
Verfügung wie noch Rot-Grün 
im Jahr 2005. Zudem haben 
wir die Betreuungsplätze für 
Unterdreijährige massiv aus-
gebaut. Dadurch stehen heute 
mit rund 86.000 Plätzen gut 
siebenmal mehr Plätze für Un-
terdreijährige zur Verfügung 
als noch gegenüber 2005 
(11.800 Plätze). Diesen Aus-
bau wollen wir weiter planvoll 
vorantreiben. Bis 2013 werden 
wir mit unserem Ausbaupro-
gramm den Eltern in Nord-
rhein-Westfalen rund 144.000 
U3-Plätze zur Verfügung stel-
len. 
Aufgrund der verstärkten Bil-
dungsfunktion frühkindlicher 
Einrichtungen sind auch die 
Grundsätze der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit neu formu-
liert worden. Der Umgang mit 
den unterschiedlichen Interes-
sen und Neigungen, Begabun-
gen und Beeinträchtigungen 
stellt die Erzieherinnen und 
Erzieher täglich vor große 
Herausforderungen. Die Quali-
fizierung des Fach- sowie des 
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len unter Dreijährigen in ihren 
Gruppen umzugehen. Gleich-
zeitig wurden bewährte Ergän-
zungskräfte verunsichert, in-
dem ihnen der zukünftige Ein-
satz in dieser Altersgruppe 
erheblich erschwert wurde. Mit 
der Abschaffung des Beitrags-
defizitausgleichs kam oben-
drein noch eine Situation, in 
der die Eltern in einer Kommu-
ne keine Gebühren für die 
frühkindliche Bildung zahlen 
müssen, während die gleiche 
Leistung in anderen Kommu-
nen weit über 600,– EUR mo-
natlich kostet. 
Die Fragen nach Qualitäts-
standards, Qualifizierung und 
Ausbau gehören unserer Auf-
fassung nach in einen Ge-
samtkontext der frühkindlichen 
Bildung, der - auch finanziell - 
zusammen gedacht werden 
muss. In den vergangenen 
Jahren hat die SPD-
Landtagsfraktion erhebliche 
Steigerungen der Ausgaben 
für die frühkindliche Bildung 
beantragt. Im laufenden Haus-
haltsjahr belief sich diese 
Summe auf rund 243 Mio. 

genommen. 

Standards und Qualität: 

4. Es müssen dringend mehr 
Personalstunden für die 
Gruppen finanziert werden. 
Im Bereich der Betreuung 
von unterdreijährigen Kin-
dern müssen im Gesetz 
zusätzliche Arbeitsstunden 
für Ergänzungskräfte (Kin-
derpflegerInnen) vorgese-
hen werden. Der bisherige 
Ausbildungszwang für Kin-
derpflegerInnen zur Erzie-
herin wird somit durch eine 
entsprechende Ausbil-
dungsmöglichkeit ersetzt.  

5. Wir müssen Schritt für 
Schritt zu einer besseren 
Kind-Fachkraft-Relation 
kommen. Dies bedeutet ei-
nen Schlüssel von 3 - 4 
Kindern unter drei Jahren 
und 8 Kindern über drei 
Jahren pro Fachkraft. 

6. Für Einrichtungsleitungen 
mit Hochschulabschluss 
(z.B. ElementarpädagogIn) 
soll der Träger einen Zu-

Führungspersonals in den Kin-
dertageseinrichtungen ist des-
halb eine bildungspolitische 
Schlüsselaufgabe. Die Freien 
Demokraten setzen sich dafür 
ein, dass bis 2015 ein Studium 
der Sozialpädagogik der frü-
hen Kindheit oder eine ver-
gleichbare Qualifikation (z.B. 
langjährige Berufspraxis in 
Verbindung mit nachgewiese-
nen Weiterbildungsmaßnah-
men) für die Leitung einer Kin-
dertageseinrichtung zur Regel 
wird. 
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EUR und weitere 23 Mio. EUR 
für die Arbeit der Familienzent-
ren. Damit sollten verschiede-
ne Ziele erreicht werden, die 
auch in der Fragestellung auf-
tauchen. So ist die SPD davon 
überzeugt, dass die Besuchs-
quote im heutigen Rechtsan-
spruchsbereich der Drei- bis 
Sechsjährigen nahe hundert 
Prozent liegen sollte. Hierfür 
wurde eine gebundene Sum-
me von einer Mio. EUR vorge-
sehen. Des Weiteren sollten 
Mittel für die Erhöhung von 
Gehältern im Berufsfeld sowie 
systematische Qualifizierungen 
aller Fachkräfte vorgesehen 
werden. Diese sollten gemein-
sam mit den Trägern der Ein-
richtungen und den Fachschu-
len sowie den (Fach-) Hoch-
schulen vorbereitet und mo-
dularisiert durchgeführt wer-
den. Darüber hinaus strebt die 
SPD eine stärkere Akademi-
sierung des Berufsfeldes an: 
Mittelfristig sollten zumindest 
die Leitungen von Kinderta-
geseinrichtungen über einen 
Fachhochschulabschluss ver-
fügen und auch dementspre-

schlag entsprechend der 
Einkommensdifferenz zu 
Leitungen ohne Hoch-
schulabschluss erhalten. 

7. Weiterbildungsmaßnahmen 
besonders zur U 3 Betreu-
ung und zur Sprachförde-
rung müssen ausgeweitet 
und von Land mitfinanziert 
werden.  

 
8. Der Landeszuschuss für 

Tagespflegekräfte muss an 
Bedingungen bei der Quali-
fikation und Entlohnung 
geknüpft werden. Dabei gilt 
das Prinzip: Je höher die 
Qualifizierung, desto höher 
die Entlohnung. 

 
Das Finanzierungssystem soll hin 
zu einer Gruppenpauschale um-
gesteuert werden, einheitlichere 
Elternbeiträge, ein kostenloses 
Mittagessen für die Kinder armer 
Eltern, einen höheren Zuschuss 
für Einrichtungen in sozialen 
Brennpunkten und Familienzent-
ren.  
 



 17

chend bezahlt werden können. 
Wichtig ist uns dabei aber 
auch, die heute Beschäftigten 
auf diesem Weg mitzunehmen 
und nicht einfach - wie mit dem 
KiBiz geschehen - ganze Be-
rufsgruppen herauszudrängen. 
Wir setzten auf einen systema-
tischen Transfer zwischen 
Theorie und Praxis. So kann 
sicherlich eine Kinderpflegerin 
mit großem Gewinn mit den 
neuesten Erkenntnissen der 
Entwicklungspsychologie in 
Kontakt gebracht werden wie 
auch ein Student der Frühpä-
dagogik viel von den Erfahrun-
gen einer Kinderpflegerin profi-
tieren kann. Dies alles kann 
nur funktionieren, wenn wieder 
ausreichende Zeiten für Quali-
fikation sowie Vor- und Nach-
bereitung vorgesehen werden. 
Der wichtigste Punkt ist in die-
sem Zusammenhang, dass die 
SPD sofort in eine schrittweise 
Beitragsbefreiung für frühkind-
liche Bildung einsteigen will. 
Diese soll zunächst für ein Kin-
dergartenjahr erfolgen und 
dann nach und nach für alle 
Kindergartenjahre eingeführt 
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werden. Gleichzeitig wollen wir 
den Einstieg in die Beitrags-
pflicht erst ab einem bestimm-
ten Jahreseinkommen landes-
weit einheitlich regeln, um vor 
allem die Kinder aus schwieri-
geren sozialen Verhältnissen 
zu fördern. 

 
 
 
5. Weiterentwicklung der Bildungsvereinbarung und Neugestaltung des Übergangs vom Elementar- zum Grundschulbereich 

Seit dem 10.11.09 liegt ein Diskussionsentwurf über die „Empfehlungen zur Bildungsförderung für Kinder von 0 bis 10 Jahren in 
Kindertageseinrichtungen und Schulen im Primarbereich in NRW“ vor. Diese erweiterte Bildungsvereinbarung enthält wesentliche 
Empfehlungen für die zukünftige Förderung von Kindern in den Bereichen Betreuung, Erziehung und insbesondere Bildung. Durch 
die damit verbundenen inhaltlichen, strukturellen und organisatorischen Veränderungen, aber auch durch die unterschiedliche 
Rechtsstellung und Aufsichtsstruktur der beiden beteiligten Institutionen werden Kindertagesstätten und Schulen vor große Heraus-
forderungen gestellt.  
Welche Strukturen werden Sie schaffen, um die Arbeit in diesen Bereichen erfolgreich zu verzahnen?  
Wie wollen Sie gewährleisten, dass die in den Empfehlungen beschriebenen pädagogischen Grundlagen und allgemeinen 
Bildungsziele flächendeckend erfolgreich umgesetzt werden und welche Ressourcen werden Sie dafür den beiden betei-
ligten Bildungseinrichtungen zur Verfügung stellen?  

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Mit den regionalen Netzwerken 
wurde ein neues lnstrument 
geschaffen, an dem die an der 
Schule vor Ort beteiligten 
Gruppen oder Personen zu-
sammenkommen und zur bes-
seren Verzahnung beitragen. 
Dieses lnstrument werden wir 

Wie in der Frage richtig be-
schrieben, handelt es sich bei 
dem Dokument um einen Dis-
kussionsentwurf zweier Ministe-
rien für Empfehlungen. Schon 
der Status des Dokuments ist 
für uns ein klarer Hinweis dar-
auf, dass es der schwarz-

Maßnahmen der Landesregie-
rung wie die Zwangsauflösung 
der Grundschulbezirke und die 
Konstruktion und Konzept von 
Delfin 4 haben die Zusammen-
arbeit zwischen Kitas und 
Grundschulen nicht verbessert 
und qualitativ entwickelt. Der 

Die FDP will die Qualität der 
Elementarbildung und die Ver-
zahnung mit dem Primarbereich 
kontinuierlich weiter verbes-
sern. Kindertagesbetreuungs-
einrichtungen sollen die Per-
sönlichkeit eines jeden Kindes 
stärken, zur Kreativität anregen 
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auch weiterhin nutzen und aus-
bauen. Zwischenzeitlich haben 
sich 40 regionale Bildungs-
netzwerke gebildet. Ziel ist es, 
bis Ende 2010 in allen kreisfrei-
en Städten und Kreisen Nord-
rhein-Westfalens solche Bil-
dungsnetzwerke zu errichten, 
Seit dem Jahr 2003 gibt es die 
Bildungsvereinbarung mit den 
Trägern im Elementarbereich, 
also für Kinder von 0 bis 6 Jah-
ren. Im Jahr 2007 haben wir die 
Landesregierung aufgefordert, 
diese weiterzuentwickeln und 
dabei die Kinder von 0 bis 10 
Jahren in den Fokus zu neh-
men. Diese Aufgabe wurde von 
den zuständigen Ministerien in 
Absprache mit Trägern der Ta-
geseinrichtungen für Kinder und 
des Schulbereiches sowie Ver-
tretern der Wissenschaft in An-
griff genommen. Die Koalitions-
fraktionen von CDU und FDP 
haben mit einer parlamentari-
schen Initiative die Landesre-
gierung aufgefordert, den be-
vorstehenden Umsetzungspro-
zess der neuen Bildungs-
empfehlungen in der Praxis 
intensiv zu begleiten. Weil mit 

gelben Landesregierung nicht 
so sehr auf nachvollziehbare 
Ziele, Aufgaben und daraus 
resultierende Rechte, haus-
haltswirksame Entscheidungen 
und Ressourcen ankommt. Un-
sere Haltung als SPD unter-
scheidet sich davon fundamen-
tal: Wie sich bereits aus der 
Antwort zu Frage 4 ergibt, ge-
hen wir davon aus, dass eine 
gute frühkindliche Bildung nicht 
nur eine Beteiligung aller Kinder 
und eine Gebührenfreiheit 
beinhalten sollte. Darüber hin-
aus müssen auch die Pauscha-
len so berechnet sein, dass 
eine echte Bildungsarbeit er-
möglicht wird, besonders wenn 
es sich um individuelle Förde-
rung handeln soll. Auf der einen 
Seite der gewünschten besse-
ren Verzahnung sehen wir die 
Kindertagesein-richtungen, de-
ren Tätigkeit in den letzten Jah-
ren durch eine strukturelle Un-
terfinanzierung und fehlende 
Zeitressourcen geprägt ist. Auf 
der anderen Seite nehmen wir 
in letzter Zeit verstärkt zur 
Kenntnis, welche Problemlagen 
sich zum Teil in den Offenen 

nun vorgelegte Entwurf zur 
Weiterentwicklung der Bil-
dungsvereinbarung muss in 
Bezug auf die Inhalte und die 
Umsetzung intensiv diskutiert 
werden. Dabei spielen die Fra-
gen, die auch der VBE zu 
Recht formuliert, eine zentrale 
Rolle. Die Kooperation auf Au-
genhöhe wird oft benannt, aber 
sie ist noch viel zu selten Reali-
tät. Gemeinsame Aus- und 
Fortbildungselemente, eine 
verbindliche Kooperation von 
Schul-, Jugendhilfe und Sozial-
bereich in der Kommune, Zeit-
bugdets für die Beteiligten zur 
konzeptionellen Entwicklung 
sind u.a. notwendige Bausteine, 
um eine systematische Verzah-
nung von Elementar- und Pri-
marbildung zu gewährleisten.  
 

und die für den Schulbesuch 
notwendigen Grundkompeten-
zen vermitteln. Die Übergangs-
phase von der Kita zur Schule 
sollte unserer Auffassung nach 
so umgestaltet werden, dass 
eine frühzeitige und qualitativ 
hochwertige Förderung den 
individuellen Voraussetzungen 
eines jeden Kindes gerecht 
wird. Dazu gehört. dass Bil-
dungsschwerpunkte gesetzt 
werden, die sowohl im Elemen-
tar als auch im Primarbereich 
von vorrangiger Bedeutung 
sind. Hierzu zählen u. a. 
Sprachförderung, naturwissen-
schaftlichtechnische sowie ma-
thematische Bildung. Wir set-
zen uns für ein übergreifendes, 
offenes Bildungskonzept von 
Kindertageseinrichtungen und 
Grundschulen ein und wollen 
es in der Praxis verankern. Der 
Rahmen für eine Zusammenar-
beit von Kindertageseinrichtun-
gen und Grundschulen muss 
verbindlicher strukturiert wer-
den. Die Qualität der pädagogi-
schen Arbeit sollte im Sinne 
einer bestmöglichen individuel-
len Förderung die Lernpoten-
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den neuen Bildungsempfehlun-
gen Kindertagesstätten und 
Grundschulen gemeinsam an-
gesprochen werden, ist schon 
aus systematischen Gründen 
eine starre und sofortige Ver-
einbarung kein taugliches Mit-
tel. Es geht nicht darum, als 
„Schnellschuss" eine neue Re-
gelung auf den Weg zu bringen. 
Man wird daher - im Anschluss 
an die Veröffentlichung der Bil-
dungsempfehlungen - einen 
Erprobungsprozess bis zum 
Jahr 2012 einleiten. Ab dem 
Jahr 2012 sollen die Erfahrun-
gen in einer Überarbeitungs-
phase ausgewertet werden. 
 

Ganztagsschulen im Primarbe-
reich ergeben, die ebenfalls 
verstärkt unter Druck geraten.  
Prinzipiell sehen wir aber gera-
de das Konzept der Offenen 
Ganztagsschule als Zeichen 
dafür, dass weniger die struktu-
rellen Unterschiede, die 
Rechtsstellung oder die Auf-
sichtsstruktur ein Problem der 
Zusammenarbeit darstellen. 
Auch viele positive Beispiele für 
sogenannte Präventionsketten 
und -netzwerke in den Kommu-
nen zeigen, dass es durchaus 
zu einer fruchtbaren Zusam-
menarbeit zwischen den beiden 
Bildungsbereichen der Elemen-
tar- und Primarbildung kommen 
kann. Entscheidend für das Ge-
lingen sind offensichtlich auf 
kommunaler Ebene zwei Ele-
mente: eine Verantwortungs-
gemeinschaft aller und eine 
klare Prioritätensetzung. Aus 
Landessicht kann dies aber 
flächendeckend nur dann zu-
stande kommen, wenn entspre-
chende zeitliche und finanzielle 
Ressourcen vorhanden sind. 
Mit unserem Konzept der regi-
onalen Verantwortungsgemein-

ziale aller Kinder im Auge ha-
ben. Zur Förderung von beson-
deren Begabungen wie zur Be-
hebung von Lernschwächen 
sind eine sorgfältige Dokumen-
tation der Entwicklung der Kin-
der sowie der Einsatz von ent-
wicklungsdiagnostischen In-
strumenten erforderlich. Allen 
Einrichtungen soll es auf freiwi-
liger Basis ermöglicht werden, 
sich einer Begutachtunq durch 
externe Sachverständige zu 
stellen, um bei den Eltern mit 
einem vom Land zu entwi-
ckelnden Quaitätssiegel für sich 
werben zu können. 
Bereits gegenwärtig stellt die 
von der FDP mitgetragene 
Landesregierung allein für den 
wichtigen Bereich der frühkind-
lichen Bildung inzwischen ins-
gesamt über 1,26 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Die Libera-
len wollen diese positive Ent-
wicklung kontinuierlich voran-
treiben. 
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schaften wollen wir zukünftig 
den Blick mehr auf die Kinder 
richten und versuchen, von ih-
ren Bedürfnissen aus ein ge-
sundes Aufwachsen und eine 
gelingende Bildungskarriere zu 
planen. Dies kann unserer Auf-
fassung nach am besten auf 
regionaler bzw. kommunaler 
Ebene passieren, da hier Ak-
teure aus den Bereichen Ge-
sundheit, Soziales, Bildung und 
Jugend, aus staatlichen, kom-
munalen und freien Trägern 
zusammenkommen und die 
Kompetenzen vor Ort bündeln 
müssen.  
Wir sind von der guten Arbeit 
sowohl der Kindertagesstätten 
als auch der Grundschulen des 
Landes überzeugt. Dafür spre-
chen die guten Ergebnisse bei 
den Leistungsuntersuchungen 
in und nach der Grundschule. 
Die unterschiedlichen pädago-
gischen Ansätze können aber 
unserer Auffassung nach viel 
voneinander lernen. Einige An-
sätze hierzu finden sich im Be-
richt der Enquetekommission 
„Chancen für Kinder“, die auf 
Initiative der SPD-Fraktion 2006 
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im Landtag eingerichtet wurde, 
viele weitere finden sich in der 
erwähnten Diskussionsgrundla-
ge. Insbesondere in den Fach-
didaktiken der Grundschulpä-
dagogik sehen wir noch viele 
Bereiche, in denen eine engere 
Verzahnung im Sinne der Kin-
der sehr zielführend wäre. Be-
kannt ist das Beispiel der 
Sprachförderung, bei dem 
durch überdimensionierte Ver-
fahren und unter Missachtung 
wichtiger Erkenntnisse aus der 
Didaktik der deutschen Sprache 
Mittel in unerprobte und zum 
Teil zweifelhafte „zusätzliche“ 
Maßnahmen geleitet werden. 
Hier kann sicher eine bessere 
Verwendung öffentlicher Mittel 
stattfinden. Mit dem Diskussi-
onsentwurf wurden auch einige 
weitere Domänen angespro-
chen - wie zum Beispiel die Ma-
thematik - in denen eine besse-
re Verzahnung der beiden Bil-
dungsbereiche sicherlich noch 
Verbesserungspotenziale hat.  
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6. Bedarfsgerechte und qualitativ hochwertige Ganztagsangebote  
Ganztagsangebote dürfen nicht nur dem Aspekt der Betreuung Rechnung tragen. Damit sie einen Beitrag zur Qualitätsentwicklung 
und -sicherung leisten können, müssen sie eine sinnvolle und altersgemäße Rhythmisierung und eine ganzheitliche sowie indivi-
duelle Förderung ermöglichen. 
Wie wollen Sie sicherstellen, dass ein bedarfsgerechtes und qualitativ hochwertiges Ganztagsschulangebot in allen 
Schulformen mit qualifizierten und unterschiedlichen pädagogischen Professionen gewährleistet wird? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Die ideologisch motivierte Be-
vorzugung einer einzigen 
Schulform beim Ganztag haben 
wir im Jahr 2005 beendet. Nun 
erhalten alle weiterführenden 
Schulformen die Möglichkeit 
zum Ganztag. Im letzten Schul-
jahr 2004/2005 vor der Regie-
rungsübernahme gab es 35.000 
Ganztagsplätze im Primarbe-
reich. Wir haben bis zum Schul-
jahr 2009/2010 die Zahl der 
Ganztagsplätze in den Grund-
schulen und den Förderschulen 
des Primarbereichs auf insge-
samt 202.700 erhöht. Zum 
Schuljahr 2010/2011 wird die 
Zahl auf rund 225.000 steigen. 
Während Haupt- und Realschu-
len sowie Gymnasien vor 2005 
vom Ganztag nahezu vollstän-
dig ausgeschlossen waren, 
denn zwischen 1993 und 2005 
wurde keinem Gymnasium, 

Die SPD will ein Recht auf 
Ganztag und setzt deshalb auf 
den flächendeckenden Ausbau 
von Ganztagsschulen. Wir wol-
len die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass Schulen, Schul-
träger und Jugendämter im 
Rahmen einer verzahnten 
Schulentwicklungs- und Ju-
gendhilfeplanung in einem ab-
gestimmten sozialräumlichen 
Konzept Ganztagsschulen aus-
bauen können. Wir werden die 
Schulträger mit einem mehrjäh-
rigen Landesinvestitionspro-
gramm unterstützen, um die 
räumlichen Voraussetzungen 
für den Ganztag zu schaffen. 
Wir werden die positiven Erfah-
rungen aus der Arbeit mit den 
Partnern aus Jugendhilfe, Kul-
tur und Sport im Rahmen der 
Offenen Ganztagsschulen für 
die Entwicklung gemeinsamer 

Wir wollen einen flächende-
ckenden, durchgehenden und 
gebundenen Ganztag für alle 
Schulformen, der integraler Be-
standteil des pädagogischen 
Konzepts der Schulen wird. 
Dabei ist der Ganztag ein Bil-
dungs- und kein Betreuungs-
konzept. Deshalb ermöglicht er 
ein anderes Lernen für alle Kin-
der, aber er kommt bestimmten 
Schülergruppen noch einmal 
besonders zugute. Er kann hel-
fen, Nachteile für Kinder aus 
bildungsfernen Familien aus-
zugleichen.  
Wir wollen perspektivisch einen 
gebundenen Ganztag, in den 
multiprofessionelle AkteurInnen 
eingebunden werden können 
und sollen. Für den Offenen 
Ganztag ist vordringlich, dass 
die seit sieben Jahren eingefro-
renen Zuschusssätze des Lan-

Die Zahl der Offenen Ganz-
tagsschulen ist von 20 Prozent 
im Schuljahr 200412005 auf 80 
Prozent im Schuljahr 
200912010 erhöht worden. 
Gleichzeitig wurde unter der 
Regierungsverantwortung der 
FDP auch die Qualität der 
Ganztagsangebote an Grund-
schulen gesteigert. Im Offenen 
Ganztag sind die Lehrerstellen-
anteile verdoppelt worden. 
SPD und Grüne haben in der 
Vergangenheit den Gymnasien, 
den Haupt- und Förderschulen 
sowie den Realschulen die Mit-
tel für einen qualitativen Ganz-
tagsausbau verwehrt und ledig-
lich den Gesamtschulen in der 
Sekundarstufe I Ganztagsan-
gebote ermöglicht. Diese Un-
gleichbehandlung der Kinder 
und Jugendlichen anderer 
Schulformen haben wir been-
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keiner Realschule, keiner 
Hauptschule und keiner För-
derschule mit den Förder-
schwerpunkten Lernen oder 
Emotionale und soziale Ent-
wicklung der gebundene Ganz-
tag ermöglicht, arbeiten heute 
die Hälfte aller Hauptschulen im 
Ganztag und zu diesem und 
dem nächsten Schuljahr wer-
den insgesamt 216 Gymnasien 
und Realschulen in den gebun-
denen Ganztag einsteigen kön-
nen. 
Über alle Schulformen hinweg 
werden im Schuljahr 2010/2011 
über 607.000 Ganztagsplätze 
zur Verfügung stehen. Für alle 
weiterführenden Schulen in 
Halbtagsform wurde zudem 
eine pädagogische Übermit-
tagsbetreuung eingeführt, um 
die Betreuung zwischen Vor- 
und Nachmittagsunterricht si-
cher zu stellen. Erstmals wurde 
den weiterführenden Schulen 
außerdem die Möglichkeit er-
öffnet, Ganztagslehrerzuschlä-
ge in bestimmtem Umfang zur 
Beschäftigung anderer Profes-
sionen zu nutzen. Diese Ganz-
tagsoffensive werden wir be-

Konzepte an den Ganztags-
schulen nutzen. Die Einbindung 
von Fachkräften der Kinder- 
und Jugendhilfe, des Sports 
und des kulturellen Bereichs 
auf gleicher Augenhöhe muss 
in allen Bereichen der Schule 
und ihrer Gremien erfolgen. Im 
Rahmen ihrer Selbstständigkeit 
entscheiden die Schulen über 
alle außerunterrichtlichen An-
gebote im Rahmen eigener Fi-
nanzbudgets. 
 

des angehoben werden müs-
sen. Denn bislang gingen so-
wohl die Tarifsteigerungen beim 
Personal wie die sonstigen 
Preissteigerungen zu Lasten 
der Kommunen und Träger. Wo 
diese finanziell dazu nicht in der 
Lage waren, wurde an der Qua-
lität zwangsläufig gespart. Das 
Ziel der Förderung benachteilig-
ter Kinder ist aber nicht zum 
Spottpreis realisierbar. Wir wol-
len die Beträge anheben und 
für die Zukunft dynamisieren, 
d.h. sicherstellen, dass die 
Pauschalen zukünftige Kosten-
steigerungen berücksichtigen. 
 

det. Neben der Hauptschule 
wurde mit der Ganztagsoffensi-
ve auf Drängen der FDP erst-
malig ein umfassendes Pro-
gramm zum Ausbau von Ganz-
tagsgymnasien und –real-
schulen auf den Weg gebracht. 
So erhöht sich die Anzahl der 
Ganztagsgymnasien und Ganz-
tagsrealschulen von jeweils 4 
Prozent auf jeweils 12 Prozent. 
Seit dem Schuljahr 2004/2005 
ist die Zahl der Ganztagshaupt-
schulen von 20 Prozent auf 50 
Prozent angestiegen. Der Anteil 
der Ganztagsangebote an Ge-
samtschulen beträgt 95 Pro-
zent. Die Mittel für den Ganztag 
sind auch an den Schulen der 
Sekundarstufe I anteilig flexibi-
lisiert worden, so dass auch 
außerschulische Partner einge-
bunden werden können. Dies 
können z. B. Sport-, Musik- und 
andere Vereine sein, aber auch 
Handwerksmeister oder Perso-
nal anderer Professionen, die 
aus Sicht der Schule die Arbeit 
unterstützen und ein vielfältiges 
Angebot ermöglichen helfen. 
Insgesamt stellt das Land allein 
für die Ganztagsoffensive 175 
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darfsgerecht fortsetzen und 
dabei auch eine weitere Flexibi-
lisierung des Ganztagsange-
bots prüfen. 
 

Millionen Euro bereit. Auch 
wurde in den letzten Jahren die 
Schul- und Bildungspauschale 
des Landes schrittweise auf 
600 Millionen Euro erhöht, um 
die Schulträger, also überwie-
gend die Kommunen, in der 
Bildungspolitik vor Ort finanziell 
zu unterstützen. Das Land 
Nordrhein-Westfalen hat im 
Vergleich aller Bundesländer 
mit 84 Prozent der Mittel aus 
dem sogenannten Konjunktur-
paket II den Kommunen den 
höchsten Anteil direkt zugelei-
tet. So konnten die Schulträger 
diese Mittel z. B. für die ener-
getische Sanierung oder auch 
für die bessere Ausstattung der 
Schulen einsetzen. Besuchten 
im Schuljahr 16,4 Prozent der 
Schüler eine Ganztagsschule, 
so betrug die Quote im laufen-
den Schuljahr bereits 29,1 Pro-
zent. Die FDP möchte den qua-
litativen und quantitativen Aus-
bau der Ganztagsangebote in 
den nächsten Jahren bedarfs-
gerecht fortsetzen. Bis zum 
Jahr 2015 soll die Quote auf 43 
Prozent erhöht werden. 
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II. Teil: BERUFSPOLITIK 
 
7.  Pädagogische Berufe verdienen Anerkennung und Wertschätzung 

Die Wertschätzung pädagogischer Berufe ist in NRW und in der Bundesrepublik im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
nicht vorhanden. Dazu haben auch die populistischen Äußerungen einiger Politiker beigetragen.  
Was gedenkt Ihre Partei zu tun, um das Ansehen der pädagogischen Berufe in NRW positiv zu beeinflussen?  

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Lehrerinnen und Lehrer üben 
einen für die Zukunft unseres 
Landes bedeutenden Beruf 
aus. Deshalb sind Anerkennung 
und Wertschätzung des Leh-
rerberufs durch die Gesellschaft 
notwendig. Das Schulministeri-
um hat nach 2005 die regelmä-
ßige Ehrung verdienter Persön-
lichkeiten des Schullebens und 
ihren Einsatz für die Schule zu 
einem Element der Schulpolitik 
gemacht. Damit soll deutlich 
gemacht werden, wie wichtig 
der Einsatz von engagierten 
Pädagoginnen und Pädagogen, 
aber auch von Eltern und Schü-
lern ist. 
 

Die Stärke unseres nordrhein-
westfälischen Bildungssystems 
liegt in den über 190.000 Lehre-
rinnen und Lehrern, die jeden 
Tag den Kindern und Jugendli-
chen Halt und Anerkennung 
geben, sie erziehen und ihnen 
Fach- und Methodenwissen 
beibringen. Viele qualifizieren 
sich weiter, entwickeln neue 
Ideen, um jeder neuen Schü-
lergeneration in einer ange-
messenen Form zu begegnen. 
Trotz zunehmender Belastung, 
gerade in sozialen Brennpunk-
ten, leisten Lehrerinnen und 
Lehrer in Zusammenarbeit mit 
Sozialpädagoginnen und Sozi-
alpädagogen und anderen Pro-
fessionen jeden Tag einen kon-
kreten Beitrag zur Bewahrung 
des sozialen Friedens, helfen 
den jungen Menschen Perspek-
tiven in unserer Gesellschaft zu 

Die Wertschätzung pädagogi-
scher Berufe in der Gesell-
schaft ist in der Tat leider nied-
riger als ihr gesellschaftlicher 
Wert. In den vergangenen Jah-
ren ist aber zu beobachten, 
dass Bereiche, die noch vor 
Jahren als „Gedöns" bezeichnet 
wurden, einen deutlich höheren 
Stellenwert erhalten. Nun muss 
es gelingen, dies auch auf die 
Berufe in dem Bereich zu über-
tragen. Eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Erzie-
herInnen und LehrerInnen ver-
bunden mit einer Imagekam-
pagne kann hier helfen. Dies ist 
auch auf dem Hintergrund vor-
handenen und durch die Pensi-
onierungswellen der nächsten 
Jahre sich verschärfenden Per-
sonalmangels erforderlich.  
 

Pauschale negative Aussagen 
haben tatsächlich in der Ver-
gangenheit das Ansehen von 
Pädagogen in der Öffentlichkeit 
beschädigt. Dennoch teilt die 
FDP die Einschätzung nicht, 
wonach eine Wertschätzung 
pädagogischer Berufe in NRW 
und in der Bundesrepublik nicht 
vorhanden sei. Viele Menschen 
wissen die wichtige Arbeit der 
Pädagogen sehr wohl zu schät-
zen. Auch hat der sogenannte 
Pisa-Schock, der die Bildungs-
politik wieder verstärkt in den 
Fokus der Öffentlichkeit gerückt 
hat, den für eine zukunftsorien-
tierte Gesellschaft unverzicht-
baren und wertvollen Beruf der 
Pädagogen nochmals nachhal-
tig unterstrichen. 
In den vergangenen Jahren ist 
unter der Regierungsverantwor-
tung der FDP bewusst an einer 
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entwickeln und sorgen dafür, 
dass Nordhein-Westfalen auch 
in Zukunft seinen stärksten 
Rohstoff, gut ausgebildete jun-
ge Menschen, entwickeln kann. 
Wir wissen: Die Motivation und 
Leistungsbereitschaft dieser 
Bildungsfachleute ist der 
Schlüssel für die Leistungsfä-
higkeit unseres Schulsystems. 
Diese Grundhaltung wird die 
SPD gegenüber der Öffentlich-
keit herausstellen. In Zusam-
menarbeit mit den Gewerk-
schaften und den Verbänden 
wollen wir hierzu konkrete Pro-
jekte entwickeln und umsetzen. 
 

Anerkennungskultur gearbeitet 
worden. Hierzu zählen 2.B. 
Preisverleihungen und Aus-
zeichnungen, die auch den Pä-
dagogen verdeutlichen, dass 
ihre Arbeit geschätzt, herausra-
gende Leistungen anerkannt 
und der Öffentlichkeit auch be-
kannt gemacht werden. lmage-
kampagnen und die verstärkte 
Werbung für den Lehrerberuf 
sollen auch einen Beitrag leis-
ten, junge Menschen für den 
Lehrerberuf zu gewinnen. Hier-
bei sollen verstärkt Leistungs-
anreize, sowohl im Studium als 
auch im Rahmen der Dienst-
rechtsreform, den Lehrerberuf 
attraktiver gestalten. 
Neben den bereits beschriebe-
nen Verbesserungen und der 
Anerkennung für das Engage-
ment, wie z.B. die Verdreifa-
chung der Mittel für Schulwan-
derfahrten, die unter Rot-Grün 
kontinuierlich gekürzt worden 
waren, stellt aus Sicht der Libe-
ralen vor allen Dingen auch die 
Einführung eines transparen-
ten, gerechten und flexiblen 
Jahresarbeitszeitmodells einen 
wichtigen Baustein für ein ver-
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bessertes Image des Lehrerbe-
rufs in der Öffentlichkeit dar. 
Wenn die vielfachen Tätigkeiten 
der Lehrkräfte, die über den 
Unterricht, die Vor- und Nach-
bereitung sowie den Korrektur-
aufwand hinausreichen, trans-
parent und nachvollziehbar er-
fasst wird, kann somit auch den 
vielfältigen Klischees, die in der 
Öffentlichkeit über den 
Lehrerberuf nach wie vor 
bestehen, entgegengewirkt 
werden.  

 
 
 
8. Sonderaltersgrenze für Lehrerinnen und Lehrer 

Die Altersgrenze für Beamtinnen und Beamte wird analog der Regelung des Rentenrechts auf 67 Jahre erhöht. Dies bedeutet 
nach bestehender Rechtslage, dass Lehrerinnen und Lehrer bis Ende des Schulhalbjahres nach Vollendung des 67. Lebensjahres 
arbeiten müssen. Angesichts der besonderen psychischen und physischen Belastungen der Lehrkräfte fordert der VBE nicht nur 
eine Gleichbehandlung mit den übrigen Beamten, sondern eine besondere Altersgrenze für Lehrkräfte. 
Wird Ihre Partei die Forderung des VBE unterstützen? 
 

CDU SPD GRÜNE FDP 
Die Arbeit von Lehrerinnen und 
Lehrer gilt es zu würdigen und 
zu berücksichtigen, wenn es 
um die Möglichkeit geht, früher 
aus dem aktiven Erwerbsleben 
auszuscheiden. Im letzten Jahr 
wurde die Alterteilzeit für beam-

Ja. Die gesundheitliche Belastung 
von Lehrkräften ist zurecht zu 
einem Thema geworden, den 
wir zentrale Bedeutung zumes-
sen und das sich in den Arbeit-
platzbedingungen spiegeln 
muss (s. auch 9.) Eine Sonder-

Angesichts des beständigen 
Anstiegs der durchschnittlichen 
Lebenserwartung in der Ge-
samtbevölkerung wurde die 
Lebensarbeitszeit sowohl im 
allgemeinen Arbeitsrecht als 
auch im Beamtenrecht um zwei 
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tete Lehrkräfte um drei Jahre 
bis Ende 2012 verlängert. Au-
ßerdem erhalten Lehrkräfte in 
Nordrhein-Westfalen nach 
Vollendung des 55. Lebensjah-
res eine Ermäßigung der wö-
chentlichen Pflichtstunden um 
eine Stunde und nach Vollen-
dung des 60. Lebensjahres um 
drei Stunden. Alle diese Fragen 
werden ohnehin im Zuge der für 
den Beginn der nächsten Legis-
laturperiode angekündigten 
großen Dienstrechtsreform zu 
behandeln sein. Dazu hat die 
Landesregierung zwischenzeit-
lich eine unabhängige Exper-
tenkommission eingesetzt. 
 

altersgrenze für LehrerInnen ist 
bisher bei uns noch nicht disku-
tiert worden. 
 

Jahre angehoben. Immer 
weniger aktive Arbeitnehmer 
bzw. Beamte stehen immer 
mehr Renten- bzw. Pensions-
empfängern gegenüber. Ohne 
die vorgenommenen Anpas-
sungen könnten die Aktiven die 
Versorgung der Ruheständler 
nicht mehr zumutbar sichern. 
Eine besondere Altersgrenze 
für Lehrerinnen und Lehrer leh-
nen wir ab, da für diese grund-
sätzlich die gleichen Rahmen-
bedingungen gelten wie für an-
dere Berufe auch. Ebenso wie 
der Lehrerberuf entfalten auch 
andere Berufsbilder ihre spezi-
fischen, anspruchsvollen Vor-
aussetzungen und Belastun-
gen. Allein das vermag aber 
keine Ausnahme des Grund-
satzes der Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit zu rechtferti-
gen. Dass das Ende der 
Dienstzeit zum Ende eines 
Schulhalbjahres wirksam wird, 
ist den organisatorischen Be-
sonderheiten des Schulwesens 
und insbesondere auch der 
Frage geschuldet, ob es für 
zumutbar und fachlich sinnvoll 
erachtet wird, mitten im Halb-
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jahr für eine Schulklasse einen  
Lehrerwechsel vorzunehmen. 
Im Sinne einer Abwägung der 
Interessen sind wir der Mei-
nung, dass dies vermieden 
werden sollte. 

 
 
 

9. Altersteilzeit fortführen 
Die Altersteilzeit für Lehrkräfte eröffnet nachweislich Perspektiven länger gesund und damit länger in der Schule zu bleiben, einen 
individuellen Übergang in den Ruhestand zu wählen und gleichzeitig Einstellungsmöglichkeiten für den Lehrernachwuchs zu schaf-
fen.  
Wird Ihre Partei sich für die Fortführung der Altersteilzeit im Lehrerbereich einsetzen?  
 

CDU SPD GRÜNE FDP 
Die Altersteilzeit wurde von der 
Landesregierung in Abstim-
mung mit den Regierungsfrakti-
onen 2009 um drei Jahre bis 
Ende 2012 verlängert. Insofern 
hat die CDU sich bereits für die 
Fortführung der Altersteilzeit 
erfolgreich eingesetzt. 
 

Ja. Wir werden die Verschlech-
terung der Modalitäten der Al-
tersteilzeit für Lehrkräfte, die 
die schwarz-gelbe Koalition z.B. 
bei der Arbeitszeit vorgenom-
men hat, rückgängig machen 
und zu dem früheren Modell 
zurückkehren. 
 

Wir wollen die Altersteilzeit 
auch über 2012 beibehalten. 
Wir sind davon überzeugt, dass 
dem System Schule nicht ge-
holfen ist, wenn Lehrer, die sich 
nicht mehr in der Lage fühlen 
bzw. in der Lage sind für eine 
Vollzeitstelle, gezwungen wer-
den, Vollzeit zu arbeiten. Es ist 
unabdingbar in die Gesund-
heitsförderung und in Verbin-
dung damit in die Arbeitplatz-
bedingungen zu investieren, um 
einen Verbleib bis zur Alters-
grenze für die KollegInnen zu 
erreichen. 

Anders als dies in anderen Be-
rufsfeldern der Fall ist, wurde in 
NRW als eines der wenigen 
Bundesländer die Altersteilzeit 
für Lehrerinnen und Lehrer bis 
zum Jahr 2012 verlängert. Die 
Fortsetzung der Altersteilzeit ist 
grundsätzlich in Erwägung zu 
ziehen, muss aber auch unter 
Berücksichtigung der Entwick-
lung des Haushalts betrachtet 
werden. Eine abschließende 
Regelung wird im Rahmen der 
großen Dienstrechtsreform er-
folgen. Darüber hinaus hat die 
Koalition bereits in dieser Legis-
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 laturperiode die Möglichkeit 
eröffnet, auf Wunsch bis zu drei 
Jahre über die Höchstalters-
grenze hinaus zu arbeiten.  

 
 
 

10. Bildungsqualität erfordert qualifizierten Lehrernachwuchs 
Bereits jetzt besteht erheblicher Lehrermangel. Im Sek. I – Bereich insbesondere an Haupt- und Förderschulen gibt es kaum noch 
ausgebildete Bewerber/innen. Hinzu kommt, dass es durch die demografische Entwicklung künftig einen noch stärkeren Wettbe-
werb auf dem Arbeitsmarkt um junge qualifizierte Menschen geben wird.  
Mit welchen Maßnahmen wollen Sie sicherstellen, dass in ausreichender Zahl qualifizierter Lehrernachwuchs für alle 
Schulformen zur Verfügung steht? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Die alte Landesregierung hat 
die Lehrernachwuchsgewin-
nung lange Zeit sträflich ver-
nachlässigt. Das haben wir ge-
ändert. So wurde die Zahl der 
Plätze im Vorbereitungsdienst 
um über 3.000 Stellen auf 
16.893 angehoben, um den 
steigenden Einstellungsbedarf 
zu decken. In den Jahren seit 
2005 sind 8.124 zusätzliche 
Stellen neu geschaffen worden 
und die so genannten Demo-
graphiegewinne von 9.200 Stel-
len (bei einem Rückgang der 
Schülerzahlen seit dem Schul-
jahr 2005/2006 um über 

Leider hat die schwarz-gelbe 
Landesregierung den durchaus 
erfolgreichen Mangelfacherlass 
in einer Nacht- und Nebelaktion 
gestrichen. Um dem Fachleh-
rermangel zu begegnen und um 
die Attraktivität des Berufs 
„Lehrer/in“ zu steigern, brau-
chen wir Rahmenbedingungen, 
die dafür Sorge tragen, dass 
NRW für Lehrerinnen und Leh-
rer mit Mangelfächern und 
Menschen aus anderen Beru-
fen, die sich für das Lehramt 
interessieren, attraktiv wird. 
Unter anderem ist es notwen-
dig, die Verbeamtungsgrenze 

Wir wollen den Arbeitsplatz at-
traktiver machen, Aufstiegs-
möglichkeiten und die Bezah-
lung verbessern. Wir wollen 
Zugangserleichterungen für 
Bewerberinnen und Bewerber 
mit beruflicher Qualifikation 
zum Studium sowie die Aufhe-
bung der BAFöG-Altersgrenze 
von 30 Jahren.  
 

Es wird eine zentrale Aufgabe 
der nächsten Jahre sein - auch 
unter Einbeziehung des Seiten-
einstiegs - verstärkt für ein 
Lehramtsstudium zu werben. 
Hierbei ist es z.B. auch von 
großer Bedeutung, zukünftig 
mehr Abiturienten mit Migrati-
onshintergrund für ein Lehr-
amtsstudium zu gewinnen. Un-
ter der Regierungsbeteiligung 
der FDP wurden in der laufen-
den Legislaturperiode rund 
3.000 zusätzliche Plätze im 
Vorbereitungsdienst geschaf-
fen. Diesen Ausbau der Stu-
dienseminare wollen wir in den 
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160.000) wurden im System 
belassen. Die von SPD und 
Grünen beschlossene Abschaf-
fung der Verbeamtung haben 
wir rückgängig gemacht. Mit 
dem neuen Lehrerausbildungs-
gesetz sichern wir die Qualität 
der Ausbildung neuer Lehrerin-
nen und Lehrer. Wir tun alles 
dafür, noch bestehende 
Schwierigkeiten in bestimmten 
Fächern, insbesondere im na-
turwissenschaftlich-
mathematischen Bereich, zu 
beseitigen, Zur Bekämpfung 
des Lehrermangels hat die 
Landesregierung bereits vielfäl-
tige Maßnahmen auf den Weg 
gebracht. Informationsveran-
staltungen zum Lehrerberuf 
insbesondere für angehende 
Abiturienten, Wiedereinführung 
von zwei Einstellungsterminen 
im Vorbereitungsdienst, vorzei-
tige Einstellungszusagen 
(Frühbucher), Möglichkeit zur 
wöchentlichen Stellenaus-
schreibung, Seiteneinsteiger-
programme, Erhöhung der Al-
tersgrenze für die Verbeamtung 
auf 40 Jahre, Werbung über die 
Landesgrenzen hinaus (auch 

auf 45 Jahre anzuheben. Die 
Regelungen für Seiteneinstei-
ger sind dem Bedarf entspre-
chend ohne Qualitätsverlust 
anzupassen. Zudem sind zu-
sätzliche finanzielle Anreize 
nötig, um mehr junge Men-
schen für den Lehrerberuf zu 
interessieren. Wir benötigen 
eine sichere Prognose darüber, 
wie sich der Lehrerbedarf quan-
titativ und qualitativ in den 
nächsten Jahren entwickelt. 
Seit 2006 gibt es vom Schulmi-
nisterium hierzu keine neuen 
Zahlen mehr. Wir müssen aus-
reichende Studienkapazitäten 
vorhalten und gute Studienbe-
dingungen bieten. NRW muss 
mit Hochdruck an der Umset-
zung der KMK-Leitlinie zur De-
ckung des Lehrkräftebedarfs 
arbeiten. NRW muss im Rah-
men der schulischen Berufs-
wahl- und Studienorientierung 
zielgenauer für den Lehrerberuf 
werben. 
 

kommenden Jahren fortsetzen. 
Durch die Einführung weiterer 
Einstellungstermine, durch die 
Werbung in anderen Bundes-
ländern und im Ausland, durch 
die großzügige Auslegung des 
W-L und nicht zuletzt durch die 
Erhöhung der Verbeamtungs-
grenze auf 40 Jahre ist die per-
sonelle Situation an den Schu-
len in den vergangenen Jahren 
gestärkt worden. Auch wenn 
die Liberalen eine frühzeitige 
Spezialisierung wünschen, er-
öffnet auch das neue Leh-
rerausbildungsgesetz aufgrund 
seiner polyvalenten Struktur 
vielfach Potentiale, die zukünf-
tig genutzt werden müssen. Die 
Freien Demokraten möchten 
darüber hinaus für das Studium 
von Mangelfächern Leistungs-
anreize im Rahmen der Stipen-
diensysteme oder durch Prä-
mienmodelle einführen. Auch 
müssen im Rahmen der Dienst-
rechtsreform im Jahr 2012 ver-
stärkt Leistungsanreize ermög-
licht werden. Solche zusätzli-
chen Förderungsmöglichkeiten 
können als ein Anreizsystem 
wirken.  
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im europäischen Ausland zur 
Gewinnung von "native spea-
kern") und Austauschabkom-
men mit anderen Bundeslän-
dern stärken die Position Nord-
rhein-Westfalens im bundes-
weiten Wettbewerb um qualifi-
zierte Lehrerinnen und Lehrer. 
Die rund 30 % der Bewerber für 
den Vorbereitungsdienst, die 
mittlerweile nicht aus Nord-
rhein-Westfalen kommen, sind 
ein Beleg für die Attraktivität 
des Lehramtes in unserem 
Land. 

 

 
 
 
11. Schulleitertätigkeit attraktiver gestalten 

Insbesondere im Grundschulbereich müssen Schulleitungsstellen mehrfach ausgeschrieben werden, bevor sich eine Bewerberin 
oder ein Bewerber findet. Im Bereich der Haupt- und Förderschule stehen in der Regel nur ein/e Bewerber/in für eine ausge-
schriebene Stelle zur Verfügung. Ursachen sind aus Sicht des VBE geringe Besoldung, unzureichende Leitungszeit, bei gleichzei-
tig hohen Anforderungen.  
Welche Überlegungen haben Sie, diese Problematik zu lösen?  
 

CDU SPD GRÜNE FDP 
Von einer Schulleitung werden 
heute zunehmend Manage-
mentqualitäten erwartet. Das 
Schulleitungsbesetzungsverfah-
ren und die hierzu neu einge-
führte vorherige Qualifizierung 

Schulleiterinnen und Schulleiter 
brauchen mehr Zeit, um das 
Schulleben zu gestalten. In der 
Vergangenheit haben die Auf-
gaben enorm zugenommen. 
Die Zeit für die Erfüllung von 

Wir wollen mehr Leitungszeit 
verankern, so dass die tatsäch-
lichen Mehraufwendungen ab-
gegolten werden. Wir sind si-
cher, dass dies ein entschei-
dendes Hemmnis ist, das viele 

Wenn an Schulen Leitungsfunk-
tionen unbesetzt sind, handelt 
es sich hierbei oftmals um ein 
rot-grünes Erbe. Da über viele 
Jahre zu wenige Lehrer einge-
stellt worden sind, fehlen heute 
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sollen Lehrerinnen und Lehrer 
intensiv darauf vorbereiten. 215 
Lehrkräfte aus weiterführenden 
Schulen haben bereits daran 
teilgenommen, weitere 300 be-
finden sich in der Qualifizie-
rungsmaßnahme. Diese 
Maßnahmen weisen in die 
richtige Richtung. Um die 
Attraktivität der Schulleitung zu 
erhöhen und ausreichend Zeit 
für die Führung der Schulen zur 
Verfügung zu stellen, wird es 
notwendig sein, die Leitungszeit 
für Schulleitungen zu erhöhen. 
Außerdem wird die Frage der 
Besoldung von Schulleitungen 
im Zuge der beabsichtigten 
Dienstrechtsreform zu überprü-
fen sein. Die Landesregierung 
hat die frühere 18-monatige 
Beförderungssperre für Schul-
leitungen und deren Stellvertre-
tungen bereits im Jahr 2008 
aufgehoben und mit dem neuen 
Schulgesetz Sprungbeförde-
rungen ermöglicht. Schließlich 
werden seit dem Jahr 2007 
Schulleitungen an mittlerweile 
327 Schulen durch 286 Schul-
verwaItungsassistenten entlas-
tet. Und mit dem Projekt 

Aufgaben der Schulleitung an 
allen Schulformen muss 
schrittweise ausbaut werden. 
Zudem bedarf es grundsätzlich 
eines flexibleren Regelwerks, 
das u. a. den unterschiedlichen 
Aufgaben, Funktionen und Be-
lastungen in Schule und ande-
ren pädagogischen Einrichtun-
gen in besserer Weise gerecht 
wird. Notwendig ist ein transpa-
renteres, leistungsgerechteres 
Gesamtsystem der Bezahlung 
und Entlastung. Für alle Be-
schäftigten müssen attraktive 
Anreize hinsichtlich Bezahlung 
und Aufstiegsmöglichkeiten 
angeboten werden.  
 

von einer Bewerbung abhält. 
Dazu muss mehr Entlastung 
durch z.B. durch eine Erhöhung 
der Stundenzahl für Verwal-
tungskräfte gewährleistet wer-
den. 
 

gerade in der entsprechenden 
Altersgruppe für die Besetzung 
von Leitungspositionen die 
notwendigen Lehrkräfte. In den 
vergangenen Jahren hat sich 
die Situation statistisch jedoch 
kontinuierlich zum Positiven 
verändert. Um die Besetzung 
von Leitungsfunktionen an den 
Schulen zu verbessern, sind 
unter der Regierungsverantwor-
tung der FDP unterschiedliche 
Maßnahmen eingeleitet wor-
den. Unter SPD und Grünen 
galt eine 18-monatige Beförde-
rungssperre, wonach neue 
Schulleitungen eineinhalb Jahre 
mehr arbeiten mussten, aber 
nicht das entsprechende Gehalt 
erhielten. Die Koalition hat die-
se Sperre abgeschafft. Auch 
werden die Schulleitungen zu-
künftig durch das neu einge-
führte Eignungsfeststellungs-
verfahren frühzeitig geprüft und 
auf ihre Aufgabe vorbereitet. 
Und durch die zusätzlich ge-
schaffenen 8.124 Lehrerstellen 
wird die Anzahl der Pädagogen, 
aus deren Mitte geeignete Per-
sönlichkeiten für Leitungsfunk-
tionen entstammen können, 
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„SchuIleitungscoaching durch 
Senior Experten NRW" unter-
stützen derzeit 240 Seniorex-
perten mit ihrem Wissen und 
Engagement 295 Schulleitun-
gen. 
 

gesteigert. 
Da die Aufgaben der Schullei-
tungen sich immer stärker in 
Richtung eines Schulmanage-
ments entwickeln, möchte die 
FDP die Leitungszeit an Schu-
len in den nächsten Jahren 
sukzessive erhöhen.  

 
 
 
12. Zeit für Schulentwicklung und Teamarbeit 

Die zeitlichen Herausforderungen für die nicht unterrichtlichen Tätigkeiten haben stark zugenommen. Unzählige Beauftragungen 
und Arbeitsgruppen nehmen einen großen zeitlichen Anteil in Anspruch. Die dafür zur Verfügung stehenden Anrechnungsstunden 
reichen nicht aus. Dies gilt insbesondere für die Grundschule. Einer dreizügigen Grundschule (278 Kinder) stehen für das gesam-
te Kollegium nur zwei Anrechnungsstunden zur Verfügung.  
Welche Konzepte hat Ihre Partei, um diese Situation zu bereinigen? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Lehrerarbeitszeitmodelle wie 
das von der Landesregierung 
genehmigte ,,Mindener Modell" 
bieten einen Weg, um zu einem 
besseren Ausgleich der Belas-
tungen von Lehrern zu gelan-
gen. Konsensfähige Vorschläge 
dazu müssen jedoch von der 
Lehrerschaft bzw. deren Ver-
bänden selbst kommen bzw. 
von diesen mitgetragen wer-
den. 
 

Das System der Anrechungs-
stunden bedarf der Überprü-
fung. Im Zusammenhang mit 
der Ausweitung der Leitungs-
zeit für die Schulleitung muss 
auch hier eine schrittweise Er-
höhung erfolgen.  
 

Die Arbeitszeit der Lehrkräfte 
darf sich nicht länger alleine auf 
den Pflichtstunden gründen, 
sondern muss andere an der 
Schule geleistete Arbeiten – 
wie Beratung, Schulentwick-
lung, Fortbildung, Teamzeiten 
und Korrekturzeiten – ange-
messen mit einbeziehen. Wir 
wollen mehr Zeitbudgets für 
Schulentwicklung und Fortbil-
dung verankern. Sie sind ent-
scheidende Faktoren für eine  

Die Freien Demokraten sind 
sich der Tatsache, dass durch 
die Einführung der Eigenver-
antwortung der Schulen bei 
paralleler, notwendiger Sicher-
stellung vergleichbarer Quali-
tätsstandards die Anforderun-
gen an viele Pädagogen ange-
stiegen sind, sehr bewusst. Um 
die vielfältigen unterschiedli-
chen Aufgaben, die sich aus 
der Tätigkeit an der Schule er-
geben. besser und transparen- 
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Weiterentwicklung und können 
nicht nebenher gemacht wer-
den. 
 

 
ter darzulegen, möchte die FDP 
ein neues Lehrerjahresarbeits-
zeitmodell einführen. Hierdurch 
können alle in den Schulen ge-
leisteten Aufgaben gerecht und 
transparent erfasst werden. Aus 
Sicht der FDP soll es sich bei 
einem solchen Lehrerarbeits-
zeitmodell nicht um ein Spar-
modell handeln. Daher ist es 
sinnvoll, die notwendige Trans-
parenz herzustellen, um dann 
auch im Rahmen einer offenen 
und fairen Evaluation mögliche 
weitere notwendige Schritte 
umzusetzen. 
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13. Arbeits- und Gesundheitsschutz eine wesentliche Aufgabe des Arbeitgebers 
Nur physisch und psychisch gesunde Lehrkräfte können auf Dauer den Bildungs- und Erziehungsauftrag wahrnehmen und Schule 
weiterentwickeln. Obwohl allen Verantwortlichen bewusst zu sein scheint, dass der Erhalt und die Förderung von Gesundheit, Ar-
beitszufriedenheit und Leistungsfähigkeit von Lehrerinnen und Lehrern sich – auch im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes –  lang-
fristig nur präventiv erreichen lassen, müssen stattdessen immer mehr Aufgaben wahrgenommen werden mit der Folge, dass die 
Belastungen rasant zunehmen. Außerdem wurden die EU-Richtlinie „Gesundheit am Arbeitsplatz“ und das Arbeitsschutzgesetz 
für den Schulbereich in NRW bislang nur unzureichend umgesetzt. Insbesondere im Bereich der Prävention sieht der VBE NRW 
dringenden Handlungsbedarf.  
Wie wollen Sie umfassenden Arbeits- und Gesundheitsschutz in den Schulen sichern? 

 
CDU Antwort gültig für 13. – 
15. 

SPD GRÜNE FDP 

Die Landesregierung hat den 
Schulhaushalt um mehr als 2 
Mrd. Euro im Vergleich zur 
Vorgängerregierung angeho-
ben. Mittlerweile ist der Haus-
halt des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung mit mehr als 
26 Prozent der größte Einzel-
haushalt des Landes. Laut Bil-
dungsfinanzbericht 2009 ist der 
Anteil der Bildungsausgaben 
(Elementarbereich, Schule, 
Hochschule) an den Gesamt-
ausgaben eines Landes in 
Nordrhein-Westfalen mit 40,5 % 
der höchste aller Bundesländer. 
Die Schul- und Bildungspau-
schale an die Kommunen ist so 
hoch wie noch nie. Sie wurde 
von 460 Mio. Euro im Jahr 2007 

Der Erhalt und die Förderung 
der Gesundheit, Arbeitszufrie-
denheit und Leistungsfähigkeit 
der Lehrerinnen und Lehrer 
muss stärker in den Blick ge-
nommen werden. Notwendig ist 
die Reduzierung von Aufgaben 
und die Schaffung adäquater 
Arbeitsbedingungen (siehe 
hierzu auch die Antworten zur 
Frage 11, 12 und 14). In Zu-
sammenarbeit mit den Lehrer-
verbänden bzw. –gewerk-
schaften muss geprüft werden, 
welche weiteren Schritt not-
wendig sind, um einen umfas-
senden Arbeits- und Gesund-
heitsschutz realisieren zu kön-
nen.  
 

Nur gesunde und motivierte 
Lehrkräfte sind geeignete Lern-
begleiter für Schülerinnen und 
Schüler. Durch neue Arbeits-
zeitmodelle, die Beratung, 
Schulentwicklung, Fortbildung, 
Teamzeiten und Korrekturzei-
ten – angemessen einbeziehen, 
angemessene Ausgleiche für 
Mehrarbeiten und verbesserte 
Aufstiegschancen wollen wir 
den Arbeitsplatz attraktiver ma-
chen. Lehrerarbeitsplätze gehö-
ren in jede Schule. Darüber 
hinaus ist eine aktive Gesund-
heitsförderung notwendig.  
 

Die FDP möchte ein Jahresar-
beitszeitmodell einführen, das 
alle unterschiedlichen geleiste-
ten Arbeiten, die sich auch über 
den Unterricht hinaus ergeben, 
erfasst. Hierbei soll es sich 
nicht um ein Einsparmodell 
handeln, sondern um ein ge-
rechtes und flexibles Modell zur 
Erfassung aller geleisteten Tä-
tigkeiten. 8.124 zusätzlich ge-
schaffene Lehrerstellen sollen 
auch die Pädagogen in ihrem 
Arbeitsvolumen entlasten. In 
Schulen muss Bürokratie so 
reduziert werden, dass sich die 
Pädagogen wieder auf ihre 
Kernaufgaben konzentrieren 
können. Nach Vorstellung der 
Liberalen sollen in den nächs-
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auf 540 Mio. Euro im Jahr 2008 
und im Jahr 2009 nochmals auf 
600 Mio. Euro jährlich für Inves-
titionen im Bildungsbereich er-
höht. 
Im Rahmen des auf Bundes-
ebene beschlossenen Konjunk-
turpaketes II stehen unserem 
Land 2,84 Mrd. Euro zur Verfü-
gung. Gemeinsam mit den 
Kommunalen Spitzenverbän-
den haben wir uns darauf geei-
nigt, den Kreisen, Städten und 
Gemeinden hiervon insgesamt 
2,38 Mrd. Euro zukommen zu 
lassen. Mit einer Quote von 
rund 84 Prozent ist Nordrhein-
Westfalen im Bundesgebiet 
Spitzenreiter. Wir haben si-
chergestellt, dass sich alle 
Kommunen unabhängig ihrer 
Finanzkraft unmittelbar am 
Programm beteiligen können. 
Die Kommunen entscheiden 
vor Ort über den Mitteleinsatz. 
65 % der Mittel oder rund 1,4 
Mrd. Euro werden derzeit in die 
Sanierung und den Ausbau vor 
allem von Schulen, Kinderta-
gesstätten und Weiterbildungs-
einrichtungen investiert. Mit 
dem „1.000-Schulen-

ten Jahren rund 1.000 Schul-
verwaltungsassistentenstellen 
an den Schulen geschaffen 
werden, ohne diese auf die 
Lehrerzahl anzurechnen. Be-
reits in den letzten Jahren ha-
ben wir die Mittel für den Be-
triebsärztlichen Dienst deutlich 
erhöht. Die Anzahl der Schul-
psychologen ist auf inzwischen 
ca. 270 Stellen NRW-weit an-
gestiegen. Zum Schuljahr 
2010/2011 steigt die Zahl auf 
dann rund 295 Schulpsycholo-
gen an. Im Vergleich zum Jahr 
2007 sind somit mehr als 110 
zusätzliche Stellen entstanden, 
welche die Lehrer bei ihrer Ar-
beit unterstützen. Durch die 
Umwandlung von SPD und 
Grünen verantworteter befriste-
ter Sozialpädagogenstellen in 
unbefristete Arbeitsverhältnisse 
sowie verbesserte Einstel-
lungsmöglichkeiten von Sozial-
pädagogen an Schulen haben 
wir diese Unterstützung der 
Lehrerinnen und Lehrer weiter 
ausgebaut. Diesen Weg will die 
FDP weiter beschreiten. 
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Programm" (100 Mio. Euro) 
unterstützt das Land im Zuge 
der Ganztagsoffensive außer-
dem den Bau von Mensen und 
Aufenthaltsräumen in 1.200 
weiterführenden Schulen, An-
hand der enorm gestiegenen 
Ausgaben im Schulbereich 
steht außer Frage, dass die 
CDU ihren Schwerpunkt im Bil-
dungsbereich gelegt hat. Dabei 
kommt dem Erhalt der Gesund-
heit der Lehrerschaft auch eine 
wichtige Rolle zu. Sie liegt im 
Interesse des Landes, der 
Schulträger und natürlich auch 
der Lehrerinnen und Lehrer 
selbst. Aus diesem Grund müs-
sen auch alle zum Erhalt und 
zur Sicherung der Gesundheit 
von Lehrerinnen und Lehrern 
beitragen. Die CDU wird als 
Kommunalpartei wie auf Lan-
desebene im Rahmen des 
Möglichen alles tun, um die 
Gesundheit der Lehrerschaft zu 
sichern. Deshalb hat sie maß-
geblich dafür gesorgt, dass im 
Schulhaushalt die Mittel für die 
arbeitsmedizinische Betreuung 
in den letzten drei Jahren um 
rund 1,76 Mio. Euro auf 2,4 
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Mio. Euro erhöht wurden. 
Gleichfalls wurde der Etat für 
die Lehrerfortbildung von 10,04 
Mio. Euro in 2005 auf nunmehr 
16,02 Mio Euro in 2010 deutlich 
erhöht, davon für die schulei-
genen Fortbildungsbudgets von 
4,8 Mio. Euro auf nunmehr 8 
Mio. Euro. Schließlich wurden 
die Reisekostenvergütungen 
von Lehrkräften für Schulwan-
derungen und Schulfahrten 
verdreifacht, um 4 Mio. Euro 
auf jetzt 6 Mio. Euro jährlich. 
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14. Arbeitsplätze - zwingende Voraussetzung für Gesundheitsförderung und Qualitätsentwicklung 
In NRW ist der Ausbau von Halbtagsschulen zu Ganztagsschulen in den letzten 4 Jahren stark voran getrieben worden. Geldmit-
tel sind vorwiegend für die verbesserte Raumsituation von Schülerinnen und Schülern zur Verfügung gestellt worden. Es hat so 
gut wie keine Investitionen in die Ausgestaltung von Arbeitsplätzen für Lehrkräfte gegeben. Nach Auffassung des VBE, sind ins-
besondere im Ganztag persönliche Arbeitsplätze für Lehrerinnen und Lehrer in den Schulen zwingend erforderlich. Ihre Einrich-
tung ist Voraussetzung für die effektivere Erfüllung der pädagogischen Aufgaben und somit ein entscheidender Punkt, Schulent-
wicklung möglich zu machen. Der Ganztag ohne Lehrerarbeitsplätze führt dazu, dass für Lehrkräfte ein Wechsel zwischen be- und 
entlastenden Anforderungen während ihrer verlängerten Anwesenheitszeiten in den Schulen nicht gegeben ist. Dies hat eine er-
hebliche Mehrbelastung und Gesundheitsbeeinträchtigung der Lehrkräfte zur Folge und vermindert die Chance auf eine Verbes-
serung der Qualität der pädagogischen Arbeit.  
Werden Sie nach der Wahl Land und Kommunen in die Pflicht nehmen und Lehrerarbeitsplätze in den Schulen schaffen? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Siehe Antwort unter 13. Im Zusammenhang mit dem 

Ausbau des Ganztags wollen 
wir die Kommunen dabei unter-
stützen, ein für die Lehrerinnen 
und Lehrer die Kreativität und 
Kooperation förderndes Ar-
beitsumfeld bzw. entsprechen-
de Arbeitsmöglichkeiten zu 
schaffen. Siehe auch Antwort 
auf Frage 6. 
 

(Nicht nur) Der Ganztag - aber 
der natürlich besonders - erfor-
dert die Bereitstellung einer 
entsprechende Infrastruktur und 
Ausstattung des Lehrerarbeits-
platzes. Bei den Investitionen 
für Bildung, die Bund, Länder 
und Kommen gemeinsam 
schultern müssen, ist diese 
Aufgabe mit zu berücksichtigen.
 

Der demographische Wandel 
ist zugleich Chance und Her-
ausforderung für das Schulwe-
sen. Beispielsweise reduziert 
sich der Raumbedarf in beste-
henden Schulgebäuden mittel-
fristig an vielen Standorten und 
ermöglicht zukünftig vermehrt 
auch die Nutzung räumlicher 
Kapazitäten für Lehrerarbeits-
plätze in den Schulen. Die FDP 
begrüßt, wenn diese Räumlich-
keiten zu Arbeitsräumen für 
Lehrerinnen und Lehrer umge-
baut werden. Denkbar ist dar-
über hinaus auch, dass jeder 
Lehrer einen festen Raum für 
seinen Unterricht nutzt, den die 
jeweiligen Klassen aufsuchen.  
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III. Teil: ALLGEMEINES: 
 
15. Finanzierung kommender Aufgaben  

Die Finanzdecke der Kommunen wird zunehmend dünner, mehr und mehr Kommunen unterliegen der Haushaltssicherung. Die 
Kommunen sind immer weniger in der Lage, Bildungseinrichtungen, Sozial- und Jugendhilfe sowie die Träger der Arbeitsförderung 
und damit die Einrichtungen, die den sozialen Zusammenhalt wahren sollen, zu finanzieren. 
Welche Konzepte hat Ihre Partei, um die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen  zu lösen und sie finanziell so aus-
zustatten, dass sie ihre Aufgaben wahrnehmen können? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Siehe Antwort unter 13. Die SPD wird verhindern, dass 

Städte und Gemeinden in ihrer 
Finanzausstattung weiter ge-
schwächt werden. Wir werden 
uns aktiv dafür einsetzen, dass 
rasch eine Lösung für das 
Problem ihrer Altschulden ge-
funden wird. Die Gewerbesteu-
er ist die wichtigste Einnahme-
quelle für unsere Kommunen. 
Sie muss ohne Wenn und Aber 
erhalten bleiben und in der Ba-
sis verbreitert werden. Die SPD 
tritt für die strikte Einhaltung 
des Konnexitätsprinzips ein. 
Die SPD wird einen „Stär-
kungspakt Stadtfinanzen“ auf-
legen, der überschuldeten Ge-
meinden zugute kommt. Ziel 
des Paktes ist es, die betroffe-
nen Gemeinden von Zinszah-
lungen zu entlasten, um jetzt 

Die zusätzlich notwendigen In-
vestitionen in Bildung können 
nur von Bund, Land und Kom-
munen gemeinsam geschultert 
werden. Die Förderalismusre-
form I ist in Bezug auf die Bil-
dung durch das Kooperations-
verbot ein Desaster. 
Die Grünen betrachten Bildung 
als gesamtstaatliche Aufgabe 
von Bund, Ländern und Ge-
meinden. Um das Land und die 
Kommunen bei den wichtigen 
Bildungsaufgaben zu unterstüt-
zen, fordern wir, den Soli Ost in 
einen Bildungssoli umzuwan-
deln. Aus dem Solidaritätszu-
schlag stehen überschüssige 
Einnahmen zur Verfügung. Die-
se soll der Bund nach Abzug 
der Altschuldenhilfe für die be-
sonders finanzschwachen Län-

Die Kommunen haben unter 
Regierungsverantwortung der 
FDP 10,6 Milliarden Euro mehr 
vom Land erhalten als unter 
Rot-Grün. Mit dem Gemeindefi-
nanzierungsgesetz 2009 erhiel-
ten die Kommunen vom Land 
rund 7,9 Milliarden Euro und 
damit den höchsten Betrag seit 
Bestehen dieses Verteilungs-
mechanismus´. Im Krisenjahr 
2010 stehen den Kommunen 
durch das GFG etwa 7,6 Milli-
arden Euro zur Verfügung. Dies 
ist der zweithöchste Stand in 
der Geschichte des Landes. 
Um die Auswirkungen der 
Weltwirtschaftskrise abzufe-
dern, hat das Land den Ge-
meinden und Gemeindever-
bänden im Rahmen des Kon-
junkturpakets II schnell und un-
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notwendige Investitionen zu 
ermöglichen. Wir setzen uns 
dafür ein, hoch verschuldete 
Städte von Ausgaben für den 
Solidarfonds zu entlasten, da-
mit dort die Haushalte konsoli-
diert werden können. Wir wer-
den uns gegenüber dem Bund 
für eine Neuordnung des Sys-
tems der Berechnung des Bun-
desanteils an den Kosten der 
Unterkunft gemäß SGB II stark 
machen. Das bisherige Be-
rechnungsverfahren führt zu 
einer klaren Benachteiligung 
der Kommunen und muss drin-
gend zu ihren Gunsten überar-
beitet werden. 
 

der in allen Ländern für Bildung 
einsetzen. Ab 2010 stehen bis 
2019 Mittel in Höhe von 23 Mil-
liarden Euro zur Verfügung. Für 
Nordrhein-Westfalen würde 
dies nach den üblichen Vertei-
lungsschlüsseln eine Summe 
von etwa 5,06 Milliarden Euro – 
also etwa 500 Millionen Euro 
pro Jahr – ausmachen. Wir wol-
len uns über den Bundesrat für 
einen solchen Bildungssoli ein-
setzen.  
Das Ziel ist, wieder für alle 
Kommunen verlässliche und 
aufgabenadäquate Einnahme-
potenziale zu erschließen. 
Bund und Land müssen die 
Kosten des Sozialstaats deut-
lich stärker schultern und die 
besonders armen Kommunen 
müssen zudem von den Lasten 
der Vergangenheit befreit bzw. 
entlastet werden. Die Landes-
regierung muss sofort auf die 
Kommunen zugehen und mit 
Ihnen gemeinsam nach Lösun-
gen für einen Solidarpakt 
Kommunalfinanzen suchen. 
a. Die Kommunen müssen 
eigene verbriefte Einnahme-
möglichkeiten behalten, um 

bürokratisch etwa 84 Prozent 
des Gesamtfördervolumens zur 
Verfügung gestellt. Dies ist die 
höchste Weiterleitungsquote 
bundesweit. Hierdurch stehen 
den Kommunen für die Jahre 
2009 und 2010 insgesamt rund 
2.4 Milliarden Euro an zusätzli-
chen Mitteln für Investitionen in 
Bildung und lnfrastruktur zur 
Verfügung. 
Ursächlich für die finanzielle 
Schieflage unserer Städte und 
Gemeinden sind vor allem die 
einbrechenden Gewerbesteu-
ereinnahmen, welche vielerorts 
50 Prozent und mehr der kom-
munalen Gesamteinnahmen 
ausmachen. Die Gewerbesteu-
er ist aufgrund ihrer Konjunk-
turabhängigkeit ein Risikofaktor 
für die Gemeindefinanzierung 
und führt gerade in Krisenzeiten 
zu erheblichen Einnahmeaus-
fällen. Die FDP fordert daher 
schon seit langem einen Ersatz 
der Gewerbesteuer gegen eine 
zuverlässigere Einnahmequelle, 
die sogenannte Kommunal-
steuer. Hierbei sollen die Kom-
munen einen höheren Anteil an 
der Umsatzsteuer sowie ein 
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die grundgesetzlich garantierte 
Funktion als eigenständige 
Handlungsebene im Staatsauf-
bau erfüllen zu können. Die 
Gewerbesteuer muss in ihrem 
Charakter als kommunale Wirt-
schaftssteuer erhalten und ge-
stärkt werden, indem ihre Be-
messungsgrundlage durch die 
Einbeziehung der freien Berufe 
erweitert wird. Das Land muss 
gesetzlich verpflichtet werden in 
steuerlich besseren Zeiten 
Rücklagen für die Kommunen 
zu bilden. Wir lehnen daher 
eine Abschaffung der Gewer-
besteuer ab. 
b. Kosten der Unterkunft 
Bund und Land müssen ihrer 
Verantwortung für einen sozia-
len Föderalismus wieder ge-
recht werden und einen deutli-
chen höheren Anteil an der Fi-
nanzierung der Soziallasten 
übernehmen. Unter anderem 
muss der Bund in einem ersten 
Schritt wieder einen angemes-
senen Anteil an den Kosten der 
Unterkunft tragen. Statt ihn von 
vormals 31,2 auf nunmehr etwa 
23 % abzusenken, wäre eine 
Beteiligung in der Größenord-

Zuschlagsrecht auf die Ein-
kommen- und Körperschafts-
steuer in Form eines eigenen 
Hebesatzes erhalten. Bund, 
Länder und Kommunalverbän-
de wollen diese Frage ab März 
2010 in einer Kommission ge-
meinsam erörtern. Ein Ersatz 
der Gewerbesteuer würde zu 
einer erheblichen Verstetigung 
der kommunalen Einnahmen 
fuhren, die selbstverständlich 
auch die Mittel für die kommu-
nalen Bildungsinvestitionen 
stärken würden. Darüber hin-
aus wollen die Liberalen in Ab-
hängigkeit von der Konsolidie-
rung der Landesfinanzen zu-
sätzlich zur Schul- und Bil-
dungspauschale ein Landes-
programm zur Verbesserung 
der räumlichen und technischen 
Infrastruktur der Schulen konzi-
pieren, in das auch die Wirt-
schaft eingebunden werden 
soll. Hierzu zählt insbesondere 
auch eine moderne technische 
und naturwissenschaftliche 
Ausstattung der Schulen. 
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nung von 38 % erforderlich. 
c. Steuergeschenke auf Bun-
desebene 
Wir fordern den Bund auf Pla-
nungen für weitere Steuerge-
schenke in ungeahnter Grö-
ßenordnung einzustellen und 
bereits beschlossene unsinnige 
Gesetze - wie das Wachstums-
beschleunigungsgesetz rück-
gängig zu machen. Das Land 
wird aufgefordert ebenfalls im 
Bundesrat entsprechend aktiv 
zu werden. Ansonsten werden 
in vielen Kommunen 2010 und 
2011 buchstäblich die Lichter 
ausgehen. Die Finanzierungs-
basis der kommunalen Haus-
halte muss stattdessen auf 
neue Füße gestellt und damit 
gesichert werden, ihre Ausga-
ben müssen entlastet werden. 
d. Schuldenfonds für die 
Kommunen 
Als Soforthilfe muss das Land 
den besonders schwachen 
Kommunen mit einem Altschul-
denfond zumindest über die 
größte Not helfen, um eine 
noch dramatischere Verschul-
dungsspirale abzuwenden. Der 
Fonds muss eine ausreichende 
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Größenordnung umfassen, um 
die Kassenkredite von beson-
ders notleidenden Kommunen 
erfassen zu können. Die Fi-
nanzierung könnte durch Aus-
gabe einer Anleihe des Landes 
mit einer Laufzeit von 10 Jah-
ren bei der NRW.Bank erfolgen.
e. Teilnahme an Förderpro-
grammen 
Das Land muss den Nothaus-
haltskommunen bei Förderpro-
grammen entgegen kommen 
und in begründeten Fällen auf 
die Erbringung von Eigenantei-
len ganz oder teilweise verzich-
ten. Zudem soll es den Not-
haushaltskommunen mit einem 
Sonderprogramm zur energeti-
schen Gebäudesanierung dabei 
helfen, ihren Investitionsstau 
aufzulösen und gleichzeitig wirt-
schaftlich und ökologisch 
notwendige Investitionen zu er-
möglichen. Außerdem muss 
das Land die Betriebskostenzu-
schüsse des Bundes zum Aus-
bau der Betreuung für Unter 
Drei- Jährige ungekürzt den 
Städten und Gemeinden durch-
leiten. 
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16. Schuldenbremse 

Durch die Aufnahme der Schuldenbremse für die Länder in das Grundgesetz wird deren finanzieller Spielraum stark verengt. 
Wie wollen Sie vor diesem Hintergrund sicherstellen, dass im Schulbereich die demografischen Gewinne im System 
verbleiben und nicht zur Haushaltssanierung genutzt werden? 

 
CDU SPD GRÜNE FDP 
Die Landesregierung hat den 
Schulhaushalt um rund 2 Mrd. 
Euro im Vergleich zur Vorgän-
gerregierung angehoben. Mitt-
lerweile ist der Haushalt des 
Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung mit mehr als 26 
Prozent der größte Einzelhaus-
halt des Landes. Es wurden 
8.124 neue Lehrerstellen ge-
schaffen und 9.200 Lehrerstel-
len trotz Rückgangs der Schü-
lerzahlen von über 160.000 
Schülerinnen und Schülern 
(Vergleich Schuljahr 2005/2006 
und Schuljahr 2010/2011) im 
Schulsystem belassen, wäh-
rend die ehemalige Schulminis-
terin es noch als Erfolg darstell-
te, „nur" 16.000 Lehrerstellen 
zu streichen. Seit der Regie-
rungsübernahme wurden über 
30.000 neue Lehrerinnen und 
Lehrer eingestellt.  

Indem zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode beschlossen 
wird, dass die demographi-
schen Gewinne im System 
verbleiben und nicht zur Haus-
haltssanierung genutzt werden. 
 

Schon die jetzige Schuldenre-
gel verbietet den Ländern Kre-
dite zur Finanzierung von Bil-
dungsaufgaben außerhalb von 
Investitionen in Steine zu ver-
wenden. Daher setzen wir 
GRÜNEN einen klaren 
Schwerpunkt auf die Finanzie-
rung von Bildungsaufgaben. 
Dazu müssen die Länder auch 
mehr Geld erhalten. Insbeson-
dere Vermögende sollen über 
eine Revitalisierung der Ver-
mögensteuer und eine Reform 
der Erbschaftsteuer an dieser 
Finanzierung beteiligt werden. 
Übergangsweise wollen wir 
auch überschüssige Mittel des 
Solidarbeitrags Ost zur Finan-
zierung von Bildungs-
Investitionen verwenden. Wir 
haben konkrete Konzepte, CDU 
und FDP bisher nur Lippenbe-
kenntnisse in Verträgen, die  

Den demographischen Wandel 
werden wir insbesondere für 
kontinuierlich kleinere Klassen, 
die weitere Minimierung des 
Unterrichtsausfalls und den 
Ganztagsausbau nutzen. In der 
letzten Wahlperiode haben wir 
8.124 zusätzliche Lehrerstellen 
geschaffen und bereits rund 
9.200 Stellen aus zurückge-
henden Schülerzahlen im Sys-
tem behalten und somit das 
Schüler-Lehrerstellen-
Verhältnis von etwa 19 Schü-
lern pro Lehrer im Jahr 2005 
auf 17 Schüler pro Lehrer redu-
ziert. Bis 2015 streben wir eine 
deutliche weitere Reduzierung 
an. Wir wollen dadurch die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, 
dass langfristig keine Klasse 
mehr eingerichtet wird, die 
mehr als 25 Schüler hat. Daran 
ändert auch die Schuldenbrem-
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Diese Regierung hat zudem die 
von SPD und Grünen mit dem 
Schulgesetz beschlossene Ab-
schaffung der Verbeamtung 
zurückgenommen. Alle Zahlen 
und Aktivitäten weisen ein-
drucksvoll nach, dass die CDU 
ihren Worten auch Taten hat 
folgen lassen und die Priorität 
im Bildungsbereich gelegt hat 
und weiterhin legen wird. Die 
Schuldenbremse soll die Hand-
lungsfähigkeit des Staates si-
chern und für die Zukunft ge-
währleisten. Sie wurde mit ver-
fassungsändernder Mehrheit 
nach gründlicher Abwägung in 
unser Grundgesetz aufgenom-
men. Dazu stehen wir und se-
hen auch unser Bundesland in 
der Pflicht, den heutigen Kin-
dern und Jugendlichen einen 
nicht noch größeren Schulden-
berg zu hinterlassen, der die 
Handlungsfähigkeit kommender 
Generationen weiter einengt. 

unter Finanzierungsvorbehalt 
stehen.  
 

se nichts. 
 

 


